SI. 2u 3 01:12 


SYS 


2 


Klimakonferenzen: 
was bisher geschah - 
oder auch nicht 


10 


Wer zuerst unter den Folgen 
des Klimawandels leidet und 
warum 


12 


Die Grünen - Warum sie den 
Klimawandel auch nicht 


aufhalten werden N OT 
I 5 CLIMATE 


«Green New Deal» ... 


or no Deal? CHA N @/3 








»Wer nicht verdurstet, ertrinkt.« 








IMPRESSUM 


»dIrection f« 
c/o asta Hannover 
Welfengarten 2c 


Mail: directionf@riseup.net 
Website: httos./direction-f.org 


Facebook: @directionfhannover 
Instagram: directionfhannover 


Grafiken von! 
M.S. & IS. 


„im Zweifel für den Zweifel 
Das Zaudern und den Zorn 
Im Zweifel fürs Zerreißen 
Der eigenen Uniform 


Im Zweifel für den Zweifel 
Und die Unfassbarkeit 

Für die innere Zerknirschung 
Wenn man die Zähne zeigt“ 


Du Kol foigge]allex“ 





L 
T 
J 
N 
N 
> 
r 
< 
T 
z 





Ol. 


02. 


O4. 


O6. 


EINLEITUNG 

KLIMAKONFERENZEN! VVAS BISHER 
UESCHAH - ODER AUCH NICHT 
KAPITALISTISCHE NATURZERSTORUNG - 
HOHER, SCHNELLER, WEITER 
KLASSENFRACGE KLIMAVVANDEL - 

»IT SALL ABOUT THE 

MONEY MONEY, MONEY« 


. ARBEIT. KLIMASCHUTZ.KONKURRENZ. 


WER ZUERST UNTER DEN FOLGEN 
DES KLIMAWANDELS LEIDET UND WARUM 
»DIE GRUNEN« - WARUM SIE DEN 
KLIMAWANDEL AUCH NICHT 
AUFHALTEN WERDEN 

»&ÜREEN NEW DEAL«... orno Deal? 
BULLSHIT BINGO 
ZUSAMMENFASSUNG & AUSBLICK 
KLIMA DER ANCST - EINE ZUKUNFT 
FUR ALLE IST EINE WELTOHNE 
ANGST VOR DER ZUKUNFT 


EINLEITUNG 


Liebe Leser*innen, 
„System Change, not Climate Change“ 
findet sich immer wieder als Parole in 
der politischen Klimabewegung: bei 
»Fridays for Future«, »Ende Gelände« 
und vielen anderen. Doch was bedeutet 
„System Change“? 

Welches System soll sich verändern 
und wie soll es sich verändern? In die- 
ser Broschüre möchten wir dieser Frage 
näherkommen, indem wir verschiedene 
Perspektiven auf die politische Aus- 
einandersetzung mit dem Klimawandel 
vorstellen. Dabei vorab ein kleiner 
Hinweis: den gesamten Themenkom- 
plex können wir nicht bearbeiten und 
erklären, bieten euch jedoch ein paar 
Literaturtipps Zur weiteren Auseinan- 
dersetzung. 

Wir möchten euch einen Überblick 
über die Geschichte der verschiedenen 
internationalen Klimakonferenzen und 
ihren Folgen geben (Spoiler: wenig ist 
passiert, sonst wären wir heute nicht an 
dem Punkt, an dem wir uns befinden). 
Außerdem schauen wir uns an, welche 
Auswirkungen der Klimawandel global 
hat, wie er die Umwelt zerstört, aber wir 


stellen auch die Frage, wer die Aus- 


„Wir können die Welt nicht retten, in- 
dem wir uns an die Spielregeln halten. 
Die Regeln müssen sich ändern. Alles 

muss sich ändern. Und zwar heute.“ 
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wirkungen des Klimawandels zuerst 

zu spüren bekommt und am stärksten 
unter ihnen leidet. Die Frage danach, 
wie Klimawandel, Klimaschutz und 
unsere gegenwärtige Gesellschaft, unser 
Zusammenleben und die Art und Weise, 
in der heutzutage produziert wird, zu- 
sammen gehen, werden wir ebenso vor 
dem Hintergrund der Frage nach dem 
„system Change“ betrachten. Im Kontext 
deutscher Politik erscheint die Partei der 
»Grünen« als zentrale Akteurin, der ge- 
legentlich eine Rolle als „Heilsbringerin“ 
in allen Klima-Problemen zuzukom- 
men scheint. Aber sind die »Grünen« 
tatsächlich die Lösung des Problems? 
Wir haben unsere Zweifel daran, die 

wir euch auf einigen Seiten darstellen 
möchten. Und kann eine Partei generell 
die Lösung des Problems sein? 

Wir beschäftigen uns mit aktuellen 
Problemlösungsstrategien, die entwe- 
der diskutiert werden oder auch global 
zu beobachten sind. An der einen oder 
anderen Stelle werdet ihr Informatio- 
nen, Zusammenhänge oder Definitionen 
wiederholt lesen - unsere einzelnen 


Themen drehen sich schließlich um das 





gleiche grundlegende Thema, da lässt 
sich sowas nicht vermeiden. Außerdem 


hält doppelt ja bekanntermaßen besser. 


Zum Abschluss gibt’s noch ein Bull- 
shit-Bingo mit den lächerlichsten 
Aussagen von Politiker*innen zum 
Klimawandel, um euch zur Auflocke- 
rung noch etwas zynische Unterhaltung 
zu bieten. 

Wir bedanken uns bei allen, die uns 
beim Erstellen dieser Broschüre ge- 
holfen haben, besonderer Dank gilt den 
talentierten Künstler*innen, die für die 
bildliche Gestaltung unserer Broschüre 
verantwortlich sind. 


Wir wünschen viel Spaß beim Lesen! 
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Aufbruch 
oder 
Stillstand? 


„Eine Sache für Profis“ - Mit diesen 
Worten wollte FDP-Chef Christian 
Lindner unseren Freund*innen von 
»Fridays for Future« (FFF) den Wind 
aus den Segeln nehmen, nachdem sie 
innerhalb kürzester Zeit eine weltweite 
Bewegung mit unzähligen Ablegern in 
Dörfern wie Städten gebildet hatten und 
das Versagen sämtlicher Staaten und 
Staatenbünde (EU, UN, etc.) im Kampf 
gegen Naturzerstörung und Klimawan- 
del offen benannt hatten. Er selbst und 
mit ihm der Großteil der weltweiten 
Politiker*innen sollten sich diese Worte 
jedoch selbst durch den Kopf gehen las- 
sen, denn die Profis warnen schon seit 
über 50 Jahren vor den Gefahren des 
Klimawandels. Und sie sind auf der Sei- 
te von FFF, wie die Initiative «Scientists 
for Future» zeigt. Wir wollen euch hier 
nun die wichtigsten Klima-Konferen- 
zen, sowie ihre Debatten und Beschlüs- 


se kurz aufzeigen: 


Club of Rome - Die 
Grenzen des 
Wachstums 1972 

Ein unbegrenztes Wirtschaftswachstum 
kann es auf einem begrenzten Planten 
nicht geben. So lässt sich der Bericht 
des Club of Rome am prägnantesten zu- 
sammenfassen. Der Club of Rome war 
eine Gruppe engagierter Wissenschaft- 
ler*innen, die nicht nur erkannten, 
dass die von Jahr zu Jahr ansteigende 
Produktion von Waren immer mehr 


Ressourcen verbraucht. Sie betonten 


auch, dass der immer schnellere und 
größere Verbrauch von nur begrenzt 
vorliegenden Ressourcen dazu führt, 
dass künftige Generationen ihre ge- 
wohnten Lebensbedingungen nicht 
halten könnten. Sollte „die gegenwärtige 
Zunahme der Weltbevölkerung, der In- 
dustrialisierung, der Umweltverschmut- 
zung, der Nahrungsmittelproduktion 
und der Ausbeutung von natürlichen 
Rohstoffen unverändert“ anhalten, wür- 
de die Erde in den nächsten 100 Jahren 
an die Grenzen ihres Wachstums 
stoßen. Heute wissen wir: Uns bleibt 
viel weniger Zeit, um zu handeln! Denn 
sie erkannten zwar, dass die Verbren- 
nung fossiler Energieträger gebremst 
werden müsste, die Bedeutung von CO: 
für die Belastung der Atmosphäre war 
aber noch nicht ausführlich erforscht. 
Sie forderten ein Gegensteuern mit 
einer Kombination aus technischen 
Lösungen und einem grundlegenden 
Wertewandel in der ganzen Weltgesell- 
schaft. Sie schrieben in ihrem Bericht: 
„Wir suchen nach einem Modell, das 
ein Weltsystem abbildet, das 1. nach- 
haltig ist ohne plötzlichen und un- 
kontrollierbaren Kollaps; und 2. fähig 
ist, die materiellen Grundansprüche 
aller seiner Menschen zu befriedigen“. 
Doch es gab auch im selben Jahr noch 
auf der UN-Konferenz „Only one earth“ 
in Stockholm Kritik von der indischen 
Premierministerin Indira Ghandi: 

„Auf der einen Seite blicken die Reichen 
verächtlich auf unsere anhaltende 
Armut, andererseits warnen sie uns vor 
ihren eigenen Methoden. Wir wünschen 
nicht, dass die Umwelt weiter verarmt, 
und doch können wir die grimmige 
Armut einer großen Zahl von Menschen 


nicht einen Moment lang vergessen. 
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Sind nicht Armut und Bedürftigkeit die 
größten Umweltverschmutzer?“. Wäh- 
rend reiche Staaten sich den „Luxus“ 
des Klimaschutzes leisten konnten, 
lebte weltweit noch immer ein Großteil 
der Menschen, auch als Spätfolge des 
Kolonialismus, in bitterster Armut. Sie 
konnten und wollten sich nicht wieder 
ihre Lebens- und Wachstumsbedingun- 
gen von den Reicheren und Mächtige- 
ren diktieren lassen. Dafür waren die 
Lebensstandards zu unterschiedlich. 
Indira Ghandi fasste zusammen: 

„Der eigentliche Konflikt besteht nicht 
zwischen Umweltschutz und Entwick- 
lung, sondern zwischen Umwelt und 
ruchloser Ausbeutung von Mensch 
und Erde im Namen der Effizienz“. Der 
Kampf gegen den Klimawandel ist vom 
Kampf gegen Ausbeutung und Unter- 


drückung nicht zu trennen. 


Brundtland- 
Bericht 1987 


Doch ein erfolgsversprechender ge- 
meinsamer Plan zum Klimaschutz 
resultierte weder aus dem Bericht des 
Club of Rome, noch aus der Konferenz 
in Stockholm. Expert*innen diskutier- 
ten viel, erstellten neue Studien und 
Planspiele zum Klimawandel. Doch der 
Widerspruch zwischen den reichen 
Ländern des globalen Nordens, denen 
es wie so oft nur um ein weiteres ra- 
santes Wachstum der Wirtschaft ging, 


und den ärmeren Ländern des globalen 
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Südens, denen es vor allem um eine 
Steigerung der eigenen Lebensum- 
stände ging, ließ sich nicht lösen. Um 
beide Positionen zu vermitteln, wurde 
die norwegische Politikerin Gro Harlem 
Brundtland beauftragt, eine Kommis- 
sion und einen Bericht zu erstellen, 

der beide Seiten zusammenbringt und 
einen Kompromiss zwischen den teils 
widersprüchlichen Interessen schafft. 
Um also sowohl Natur- und Umwelt- 
schutz, als auch die soziale Frage 
innerhalb und zwischen den Staaten 
zusammenbringen, baut der Bericht 

die Formulierung „nachhaltiger Ent- 
wicklung“ ein. Entstehen sollte ein 
neuer zivilisatorischer Entwurf, eine 
neue Balance zwischen Mensch und 
Natur. Der Bericht hielt fest: „Nachhal- 
tige Entwicklung ist eine Entwicklung, 
welche die Bedürfnisse der gegenwär- 
tigen Generationen befriedigt, ohne die 
Fähigkeit zukünftiger Generationen zu 
gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse 

zu befriedigen“. Doch auch hier konnte 
sich nicht auf konkrete Handlungen des 
Klimaschutzes geeinigt werden, da vor 
allem der globale Norden an seinem 
naiven Wachstumssglauben festhalten 
wollte. Es wurden nur wenige konkrete 
Maßnahmen beschlossen, dafür aber 
immer mehr und immer weiter produ- 
ziert, während die Kohlekraftwerke und 
Fabriken weiter Tonne um Tonne CO: in 
die Luft stießen. Nur fand dies für viele 


Klimaaktivist*innen des globalen Nor- 





dens nicht mehr vor den eigenen Augen 
statt, da immer mehr Kapitalist*innen 
die Chance ergriffen ihre Produktion 

in Länder auszulagern, die aus eigener 
Not dafür auf Regulierungen im Arbeits- 
und Klimaschutz verzichteten, was 
katastrophale soziale und ökologische 


Folgen hatte. 


Erdgipfel von Rio de 
Janeiro 1992 

Wenn du mal nicht weiter weißt, gründe 
einen Arbeitskreis. Oder veranstalte 
eine Konferenz. Die Konfliktlinien 
zwischen dem globalen Norden und 
Süden hatten sich zwarnicht verändert, 
das Zeitfenster für wirksamen Klima- 
schutz wurde jedoch immer kleiner. 
Dennoch fielen auch der Konferenz von 
Rio wesentliche Teile einem schlechten 
Kompromiss zum Opfer: Konventionen 
über Klimaschutz und Biodiversität 
wurden verwässert, die so dringenden 
Lösungen für den Klimawandel kamen 
nicht zu Stande. Was blieb war eine 
Denkfigur, die seit dem Klimagipfel im- 
mer wieder auftaucht: Das Dreieck der 
Nachhaltigkeit. Es verdeutlicht, dass im 
Kampf gegen den Klimawandel die Fel- 
der der Ökologie, der Ökonomie und der 
sozialen Gerechtigkeit stets in einem 
Zusammenhang stehen und nicht ge- 


trennt voneinander zu betrachten sind. 


UN-Klimakonferen- 
zen (COP) 

Wir wollen euch nicht langweilen. Na- 
türlich gab es noch viel mehr lokale und 
internationale Konferenzen zum Klima- 
wandel. So finden seit 1995 jährlich 

an wechselnden Orten die COPSs, die 
UN-Klimakonferen zen statt. Seit 1995 


fanden also 25 Konferenzen statt. Es 


wurde viel diskutiert, weniger beschlos- 
sen und doch brauchte es «Fridays for 
Future» oder Organisationen wie «Ende 
Gelände» als soziale Bewegungen, um 
der breiten Öffentlichkeit die Dramatik 
des Klimawandels vor Augen zu führen 
und dass besser heute als morgen ge- 
handelt werden muss. Die Reaktionen 
führender Politiker*innen und Kapita- 
list*innen zeigen, dass mit ihnen wie- 
der nur faule Kompromisse zu machen 
sind, mit denen wir uns nicht abfinden 
können und wollen. Naturzerstörung, 
Ausbeutung und der Kapitalismus, das 
erkannten zumindest zu Teilen viele 
Expert*innen schon auf der Klima- 
konferenz in Stockholm 1972 und viele 
später, hängen untrennbar zusammen 
und lassen sich nur gemeinsam über- 
winden. Ob Christian Lindner diesen 


Expert*innen vertrauen würde? 


Zum weiteren 
Nachlesen: 


Grober, Ulrich (2010): Die Entdeckung der Nach- 
haltigkeit. Kulturgeschichte eines Begriffs. Verlag 
Antje Kunstmann: München. ISBN 978-3-88897- 
648-3. 














Dieser Tage zeigt sich besonders ein- 
drücklich, dass zwischen den immer 
offener zu Tage tretenden Folgen des 
menschengemachten Klimawandels 
und dem - vermeintlichen - Unwil- 

len der Politik etwas an der Misere zu 
ändern, ein großer Widerspruch klafft. 
Wenn aktuell, wie im August 2019 der 
Amazonas-Regenwald - die sprichwört- 
liche Lunge dieses Planeten - lichterloh 
in Flammen steht und dies auf dem 
Treffen des Clubs der sieben größten 
Industrienationen eher Randnotiz als 
Hauptaufgabe ist, dann liegt auf der 
Hand, dass etwas nicht stimmt. 

Zum einen reichen die konventionellen 
Methoden der Politik nicht aus, um die 
gegenwärtigen Ausmaße von Naturzer- 
störung nachhaltig zu bekämpfen. Da- 
rüber hinaus bleibt die Frage nach den 
systemischen Ursachen - und damit 
die Rolle der kapitalistischen Form des 
Wirtschaftssystems - bei Naturzerstö- 
rung weitestgehend unbeachtet. 

Auch wenn es anstrengend ist, so mei- 
nen wir, der Zusammenhang zwischen 
kapitalistischer Wirtschaftsform und 
der ihr zugrunde liegenden Logiken, 
mit der Vernichtung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, muss beleuchtet 
werden, um die ganze Tragweite des 
Problems zu erkennen: Eine kritische 
Analyse des kapitalistischen Naturver- 
hältnisses muss auf den Tisch. 
Widmen wir uns zunächst der Kritik 
einiger der konventionellen Methoden 
der Politik, Naturzerstörung einzudäm- 
men. Da gibt es zum Beispiel technolo- 
gische Ansätze, die den Glauben daran 
beschwören, dass die Konkurrenz der 
Unternehmen immer neue Innova- 
tionen hervorbringt, beispielsweise 


Maschinen, die effizienter arbeiten und 
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mehr Energie einsparen. Eine Effizienz- 
steigerung bedeutet jedoch keineswegs 
(immer) umweltfreundlicher, sondern 
niedrigerer Material- und Energieein- 
satz und das bedeutet für Unternehmen 
in der Regel nur, dass sie das Ein- 
gesparte wieder investieren müssen, 
um konkurrenzfähig zu bleiben. Ein 
Teufelskreis. 

Dann gibt es Ideen das Bevölke- 
rungswachstum zu begrenzen. Diese 
Diskussion bezieht sich größtenteils 
auf das Bevölkerungswachstum in der 
sogenannten „dritten Welt“, was nicht 
nur einen deutlichen rassistischen 
Unterton hat, sondern auch noch grober 
Quatsch ist. Schließlich ist nicht die 
Anzahl der Menschen das Problem, 
sondern - wenn man schon auf dieser 
Ebene argumentieren will - der Res- 
sourcenverbrauch pro Kopf, derin den 
OECD-Ländern]1] ca. 10-40 mal so hoch 
ist, wie anderswo. Das Problem ist viel 
mehr wie produziert wird. 
Dauerbrenner in den kapitalistischen 
Zentren wiederum, sind die morali- 
schen Appelle zur Sparsamkeit und 
Genügsamkeit. Diese übersehen jedoch 
zum einen, dass die Entscheidung für 
oder gegen regionale/bio/faire Produkte, 
oftmals nicht nur eine Frage des Gewis- 
sens sondern viel mehr des Geldbeutels 
der Endkonsument*innen ist. Dass es 
sich viele Menschen schlicht nicht 
leisten können „bewusst“ und „nachhal- 
tig“ zu konsumieren. Zum anderen wird 


nicht gesehen, dass der Bio-Hofladen 





4 


eller, weiter 





und der Riesensupermarkt sich nicht 
durch das Prinzip der Produktion, son- 
dern viel mehr durch ihre Zielgruppe 
und die Größenordnung unterscheiden. 
Beide produzieren jedoch im Kapitalis- 
mus und müssen mit anderen Unter- 
nehmen konkurrieren, worunter dann 
sowohl tendenziell die Qualität der Pro- 
dukte leidet und/oder sie unter miesen 
Arbeitsbedingungen bzw. auf umwelt- 
schädliche Art und Weise produziert 
werden (müssen). Sie teilen sich aber 
noch eine sehr wichtige Eigenschaft: Es 
wird nicht für Bedürfnisbefriedigung 
produziert, sondern für den Profit. 

Ein Blick auf die inneren Logiken des 
Kapitalismus erscheint also lohnens- 
wert. Im Kapitalismus werden stets 
Waren produziert. Weil sie Waren sind, 
werden sie aber nicht nur hergestellt, 
um nützliche Dinge für die Menschen 
zu sein, sondern immer auch zum Ver- 
kauf. Und sie müssen immer erst ver- 
kauft werden, bevor sie nützliche Dinge 
sein können. (Der Gebrauchswert hat 
sich immer dem Wert unter zu ordnen). 
Was sich in der Theorie erstmal recht 
trocken anhört, nimmt in der Reali- 

tät - und insbesondere bezogen auf die 
Umwelt - absurde Formen an. Wenn 
ein Produkt hergestellt wird, dann weiß 
die Unternehmerin oft gar nicht, ob es 
sich letztendlich wirklich verkauft. Das 
Resultat sind kilometergroße Müll- 
deponien von E-Bikes, die eigentlich 
fahrtüchtig wären, aber dort jetzt liegen, 


weil die betreffende Firma pleite gegan- 


gen ist oder Berge von Brot, die entsorgt 
werden und gegen Menschen verteidigt 
werden, die diese aus den Containern 
holen wollen, um sie ihrem eigent- 
lichen nützlichen Zweck, dem Stillen 
von Hunger, zukommen zu lassen. 
Währenddessen anderswo Menschen 
hungrig vor Schaufenstern stehen aber 
kein Geld haben, um ihre Bedürfnisse 
zu befriedigen. Und dabei ist der Wachs- 
tumszwang des Kapitalismus, dessen 
Alternativlosigkeit uns täglich gepredigt 
wird, noch gar nicht mit einbegriffen. 
Das ist ökonomisch-ökologischer Wahn- 
sinn! 

Die inneren Logiken des Kapitalismus 
lassen einen wirklich effektiven und 
nachhaltigen Umweltschutz nicht zu 
und deswegen werden die konventio- 
nellen Methoden der Politik stets nur 
Symptome bekämpfen, aber nie an die 
Ursache gehen. Es liegt an uns eine 
kritische Analyse des kapitalistischen 
Naturverhältnisses zu betreiben und 
fortschrittliche Alternativen aufzuzei- 
gen, wenn wir der Ökologischen Katast- 


rophe noch entgehen wollen. 
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[1] OECD-Länder: „Organisation für wirtschaft- 


liche Zusammenarbeit & Entwicklung (engl.: 
(@TgeTolslEfeldfelslie/dl ZeiolsTelgglfek@fohte]e/-Tgeidte/gKelste 
Development); 20 Gründungs- und 16 weitere 
Mitgliedsstaaten; Forum für regierungen Er- 
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Probleme zu reagieren, durch den Erlass von 
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optimale Wirtschaftsentwicklung 
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Weiterlesen: 
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sche Naturverhältnisse. Ursachen von Naturzer- 
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tumsökonomie. VSA-Verlag: Hamburg. ISBN 
978-3-89965-623-7. 








Der Klimawandel und der Umgang 
mit ihm ist aus vielerlei Hinsicht eine 


Klassenfrage: 


Definition Klasse 

Mit dem Begriff Klasse meinen wir 
nicht die im Realsozialismus [1] zur 
großen Gruppe mit gemeinsamen 
Wünschen, Interessen und Bewusstsein 
gleichgemachte „Arbeiterklasse“. Diese 
war weniger Realität, sondern mehr 
eine vorgeschobene Masse, in deren 
Sinne die kleine Partei-Elite vorgab zu 
Handeln. Doch ging es ihnen nicht um 
die Menschen, die diese Klasse bildeten, 
sondern um die eigene Herrschafts- 
sicherung. Wir hingegen meinen mit 
Klasse die Summe von Menschen, die 
nicht über die nötigen Mittel verfügen, 
selbst Kapitalist*innen zu sein und sich 
deshalb in entlohnte Arbeitsverhält- 
nisse begeben müssen, um das für 
Miete, Essen etc. notwendige Geld zu 
erhalten. Das bedeutet nicht, dass diese 
Klassen untereinander gleich sind und 
auch nicht, dass diese über dieselben 
finanziellen Möglichkeiten verfügen. Sie 


teilen auch nicht zwangsläufig gleiche 


KLASSENFRAGE KLI 
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Vorstellungen, es ist aber auch nicht 
ausgeschlossen, dass es die Möglichkeit 
geben könnte, dass sie dies irgend- 
wann tun. Doch gibt es innerhalb dieser 
Klasse auch Konkurrenz: Während die 
Arbeiter*innen in der erneuerbaren 
Energie davon profitieren, wenn die 
Kohlekraftwerke abgeschaltet werden, 
verlieren die Arbeiter*innen in der Koh- 
leindustrie ihre Jobs und müssen sich 
Neue suchen. 

Außerdem gibt es noch die Klasse der 
Kapitalist*innen, die zwar untereinan- 
der in Konkurrenz um Profite stehen, 
aber auch gemeinsam über Dritte (z.B. 
Lobbyorganisationen) ihre gemeinsa- 
men Interessen vertreten können. Sie 
sind gezwungen den größtmöglichen 
Profit zu erwirtschaften, sonst würden 
sie in der Konkurrenz unter den Kapita- 
list*innen untergehen. 

Diese beiden Klassen unterscheiden 
sich nicht nur gegeneinander, sondern 
auch innerhalb ihrer jeweiligen Klasse. 
Zwischen beiden vermittelt der Staat, 
der einerseits sicherstellen will, dass 
auch künftig genug Arbeitskräfte zur 
Verfügung stehen um zu produzieren 
und andererseits dafür sorgen muss, 
dass es auch weiterhin arme Menschen 
gibt, die sich Arbeit bei Kapitalist*innen 
suchen müssen, um über die Runden 
zu kommen. Dafür erlässt der Staat 
Gesetze, die die Arbeitszeit beschrän- 
ken oder einen Mindestlohn festsetzen, 
aber diese gehen nur so weit, dass den 


Lohnarbeitenden ein kleines Stück vom 


Kuchen zugestanden wird, während 
das Kapital den großen Rest bekommt. 
Außerdem übelässt das Kapital dem 
Staat alle Aufgaben, die nicht genug Pro- 
fit abwerfen, wie Bildung, Infrastruktur 
etc., sowie die Sicherstellung der Kon- 
kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 


gegen andere Staaten. 


Produktionsprozess 
Derselbe Prozess, der Naturzerstörung 
und Umweltverschmutzung schafft, 
schafft auch das Klassenverhältnis 
unserer kapitalistischen Gesellschaft. 
Dieser Prozess ist der Produktionspro- 
zess von Waren, die wir in unserer Ge- 
sellschaft mal mehr, mal weniger brau- 
chen. Kurz gefasst funktioniert es so: 
Die Kapitalist*innen - ob nun als einzel- 
ne*r Besitzer*in eines Firmenunterneh- 
mens oder als Aktiengesellschaft, in der 
die Summe von Kapitalist*innen durch 
eine Geschäftsführung agiert - kaufen 
Rohstoffe und Maschinen, stellen Fab- 
riken oder Arbeitsräume zur Verfügung 
und kaufen sich auf dem Arbeitsmarkt 
Arbeitskräfte ein. Diese Arbeitskräfte 
verfügen selbst nicht über das hierfür 
nötige Kapital. Sie können zwar frei 
wählen für welche Kapitalist*innen sie 
arbeiten wollen, sind aber gezwungen, 
sich aus dem bestehenden Angebot für 
eine oder einen zu entscheiden, um 
Geld verdienen zu können. Ihre eigenen 
Wünsche und Träume, aber auch ihre 
Lebensumstände, also ob sie z.B. Ange- 


hörige pflegen, müssen sie fast immer 
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hinten anstellen - oder mit den finan- 


ziellen Konsequenzen leben. 

Die Kapitalist*innen zahlen diesen 
Lohnarbeiter*innen aber keinen Lohn, 
der dem Wert ihrer tatsächlich geleis- 
teten Arbeit entspricht, sondern nur 
einen Teil dessen. Denn sie wollen ja 

an dem Produktionsprozess verdienen. 
Und das so viel und so oft, wie nur mög- 
lich. Deshalb ist es das Interesse der 
Kapitalist*innen ihre Lohnabhängigen 
so lange wie möglich arbeiten zu lassen 
und das sie dabei so viele Waren wie 
möglich herstellen. 

Doch sehen wir nun die Grundlage von 
Naturzerstörung und -verschmutzung: 
Das Gewinnstreben der Kapitalist*in- 
nen ist endlos, nicht weil sie schlechte 
Menschen sind, sondern weil sie unter- 
einander in ihrer Klasse konkurrieren. 
Würde sich eine oder einer von ihnen 
mit weniger Profit zufrieden geben, 
könnten die anderen Kapitalist”innen 
sie oder ihn überholen: Denn mit ihren 
Profiten könnten sie neue Maschinen 
kaufen, die eine noch höhere Produkti- 
onsrate und damit meistens günstigere 
Waren ermöglichen würden. Nur noch 
die, die es sich leisten können und wol- 
len, würden die teureren Waren kaufen. 
Doch je mehr Waren produziert werden, 
desto mehr Rohstoffe werden für ihre 
Herstellung verwendet und desto mehr 
Energie wird gebraucht - weshalb mehr 
Schadstoffe entstehen. Ein Teufels- 
kreis! Die lohnarbeitende Klasse stellt 


also unter immer weiter steigendem 


Energie- und Rohstoffverbrauch immer 
absurdere Mengen an Waren her, die 
die Kapitalist*innen dann zu ihren 
Gunsten verkaufen. Sie arbeitet dem- 
nach für den Profit der Kapitalist*innen, 
der wiederum die Grundlage für eine 
noch effizientere Produktion, also noch 
mehr Produkte in noch kürzerer Zeit 
schafft. Ein Wahnsinn, an dem wir alle 


beteiligt sind. 


Sichtbarkeit von 
Klassenverhältnis- 
sen in Arbeit und 
Wohnen? 

Die Frage, wo und wie wir leben, er- 
scheint oft als natürlich, als von Geburt 
an bestimmt. Vielleicht fragen wir uns 
im Alltag nichtmal nach dem „Warum?“. 
Doch diese Frage ist keine natürliche, 
sondern eine gesellschaftliche: 

Nicht die Natur entscheidet, wo arme 
und wo reiche Menschen wohnen, wo 
ein Kohle- und wo ein Atomkraftwerk 
entsteht. Das hängt ab von den finan- 
ziellen Möglichkeiten, die die Einzel- 
nen in einer Gesellschaft haben, deren 
oberstes Ziel die endlose Profitmaxi- 
mierung ist. 

Schon seit Beginn der Industrialisie- 
rung gibt es Schilderungen zur Klassen- 
frage „Naturzerstörung und Umwelt- 
verschmutzung‘“, auch wenn diese erst 
seit den 1960er Jahren vermehrt in den 
Vordergrund rücken. So lassen sich 
unzählige Beschreibungen des Lebens 
der lohnabhängigen Klasse finden, 
dass durch schier endlose Arbeitsta- 

ge (damals gab es den auch so schon 
viel zu langen 8-Stunden-Tag nicht), 
schlimmste Armut und durch massive 
Umweltverschmutzung durch die nun 


pausenlos rauchenden Schornsteine, 


die in Flüsse gekippten Fabrikabfälle 
etc. geprägt waren. Meistens war es die 
lohnabhängige Klasse, die in diesem 
lebensfeindlichen Umfeld der Fabriken 
leben musste, während die Kapita- 
list*innen ihre Häuser dort hatten, wo 
die Auswirkungen der Umweltver- 
schmutzung nicht so sehr sichtbar 
waren. Noch heute ist es oft der ärmste 
Teil der lohnabhängige Klasse, der im 
Umfeld von Fabriken, Kohle- und Atom- 
kraftwerken oder Müllhalden lebt. Was 
schon hier in einer der reichsten Regio- 
nen der Welt eine Zumutung sein kann, 
istin den ärmsten Regionen der Welt 
eine unfassbare Qual. Eine Qual, die 
auf die in der Globalisierung in weiten 
Teilen in die ärmsten Ländern ausgela- 
gerte, schwerste körperliche Arbeit bei 
gleichzeitig schlechtem Arbeitsschutz 


noch dazu addiert wird. 


Chancen und Gren- 
zen des Konsums? 

Es ist klar, dass ein menschliches Leben 
ohne die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen nicht möglich ist und auch 
nicht das Ziel sein kann. Wir können 
und wollen ja auch in Zukunft nicht auf 
alle Annehmlichkeiten verzichten, die 
Menschen entwickelt haben und die un- 
seren Alltag prägen. Doch ist die Ursa- 
che der Naturzerstörung eben nicht die 
Produktion der Waren, die wir für ein 
lebenswertes Leben für Alle brauchen. 
Sondern die Produktion, die nur dem 
Zweck der Profitmaximierung dient. 

Sie muss beständig immer mehr Stoffe 
in die Produktion werfen und immer 
schneller produzieren, um immer mehr 
Profit zu erhalten. Von dem profitieren 
dann aber eben nicht Alle, sondern nur 


die, die eh schon mehr besitzen als Alle 





anderen. Dieselben Kapitalist*innen, 
ihre Interessenvertretungen und auch 
die von Steuereinnahmen abhängigen 
Politiker*innen sind es dann auch, die 
den Kampf gegen den Klimawandel 
meistens zur Sache der Konsument*in- 
nen erklären. Oder aber blind auf 
technischen Fortschritt vertrauen, der 
das Problem schon irgendwie lösen 
würde. Doch ist der Konsum nur miittel- 
bar das Problem, denn der Großteil der 
Naturzerstörung und -verschmutzung 
findet eben in der Produktion statt. Und 
die orientiert sich erstmal nicht an dem 
tatsächlichen Bedarf der Menschen, 
sondern produziert erstmal so viel wie 
möglich und hofft, all die Waren dann 
auch wirklich auf dem Markt verkaufen 
zu können. Denn ob die Waren tat- 
sächlich gebraucht werden und genug 
zahlungskräftige Nachfrage für sie be- 
steht, zeigt sich erst auf dem Markt. Der 
Einfluss der Konsument”innen auf die 
Produktion ist somit viel kleiner, als uns 
in moralischen Sonntagsreden weisge- 
macht werden soll. 

Das soll natürlich nicht leugnen, dass 
du biologische, nachhaltig und fair 
produzierte Waren aus lokalem Anbau 
kaufen kannst, die deinen ökologischen 
Fußabdruck klein halten. Doch ist es 
eben auch eine Klassenfrage, wer sich 
diese Waren dann leisten kann - und 
wer nicht. Viele Arbeitslose, geringfügig 
Beschäftigte, Zeitarbeiter*innen, Allein- 
erziehende, große Familien, Geflüch- 
tete, Wohnungslose etc. haben ganz 
andere Probleme, vor denen sie stehen, 
sicher aber nicht ein ökologisch-mora- 
lischer Konsum. Dieser mag zwar eine 
noble Sache sein, doch verändert er nur 
sehr wenig, weil er nur von einem klei- 


nen Teil unserer Gesellschaft überhaupt 


ausgeübt werden kann. Und da sind wir 
schon nur auf der lokalen Ebene - welt- 
weit gesehen sind die Reichtumsunter- 
schiede noch größer und die Möglich- 
keit zu moralischem Konsum für noch 
mehr Menschen weitaus geringer: Eine 
Studie von Oxfam aus dem Jahr 2015 
hat ergeben, dass die reichsten 10% der 
Menschheit für 49% der CO2-Emissio- 
nen verantwortlich sind, während die 
ärmsten 50% umgekehrt nur 10% ver- 


ursachen. 


Zusammengefasst: 


Es ist eine Klassenfrage, wer wie stark 
an der Naturzerstörung beteiligt ist und 
es ist eine Klassenfrage, wer von dieser 
Naturzerstörung am meisten betroffen 
ist und wer sich vor den Folgen retten 


kann. 


QUELLEN 


[1] Der Begriff „Realsozialismus“ oder „real-exis- 
tierender Sozialismus“ war einerseits Selbst- 
bezeichnung von Staaten wie der DDR oder der 
UdSSR und meint, dass diese sich im Zwischen- 
stadium von der kapitalistischen zur klassenlosen 
Gesellschaft befinden würden. Andererseits war 
es auch eine Fremdbezeichnung dieser Gesell- 
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West, die dort keine freie, klassenlose Gesell- 
schaft sahen, sondern eine Diktatur einer kleinen 
Parteielite. Mehr bei den Freund*innen von 
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sche Naturverhältnisse. Ursachen von Naturzer- 
störungen - Begründungen einer Postwachs- 
tumsökonomie. VSA-Verlag: Hamburg. ISBN 
978-3-89965-623-7. 


2. Heinrich, Michael (2005): Kritik der politischen 
Ökonomie. Eine Einführung. Schmetterling Ver- 
lag: Stuttgart. ISBN 3-89657-593-7. 





Mit Beginn der 
ersten Industriellen 
Revolution » ewa 1780, 
ändern sich in Europa die Verhältnisse 
grundlegend. Gravierende Umwälzun- 
gen finden in allen gesellschaftlichen 
Bereichen statt. Die Wissenschaft ist 
sich heute darüber einig, dass diese 
Veränderungen auch den Beginn des 
menschengemachten Klimawandels 
markieren]l]. 

Mit der Erfindung der Dampfmaschi- 
ne wird die Produktion von Waren 

und Gütern im späten 18. Jahrhundert 
revolutioniert. Mechanische Webstühle 
und andere teilautomatisierte Verfah- 
ren, zum Beispiel zur Verarbeitung von 
Metall, sind der Anfang der industriel- 
len Produktion von standardisierten 
Massengütern. Überall entstehen 
Fabriken, die allesamt auf zweierlei 
angewiesen sind: Kohle, zum Betrieb 
der Dampfmaschinen und Arbeitende, 
die die neuen Maschinen befeuern und 
bedienen. Damit beginnt der organsier- 
te, massenhafte Raubbau an natürlichen 
Ressourcen und die Menschen werden 
auf ihre bloße Arbeitskraft reduziert. 
Später kommen weitere fossile Brenn- 
stoffe als Energieträger dazu. Je weiter 
die industrielle Massenproduktion 
vorangetrieben wird, desto größer wird 
der Ressourcenverbrauch. 

Der technologische Fortschritt ab dem 
18. Jahrhundert geht in Europa mit weit- 
reichenden politischen und sozialen 
Veränderungen einher: die Menschen 
werden von der Leibeigenschaft befreit. 
Getragen von den Herausforderungen 
der wirtschaftlich-technologischen 
Entwicklung und sozialen Bewegungen, 
die dafür kämpfen. Sie sind fortan ‚frei‘ 


und zumindest erwachsene Männer 





ARBEIT. 


KLIMASCHUTZ. 
KONKURRENZ. 





untereinander rechtlich weitgehend 
gleichgestellt. Gleichzeitig verlieren sie 
aber auch durch umfassende Boden- 
reformen jene Flächen, die sie zuvor 
gemeinschaftlich bewirtschaftet hatten, 
um ihre Existenz zu sichern. Gemein- 
eigentum wird flächendeckend priva- 
tisiert. Damit sind die Menschen nun 
einerseits nicht mehr an ihre unmiittel- 
bare Umgebung gebunden und keiner 
direkten Herrschaft durch Adel und 
Klerus mehr unterworfen. Andererseits 
unterliegen aber all jene, die ohne Be- 
sitz an Produktionsmitteln[2] sind, dem 
Zwang ihre Arbeitskraft zu verkaufen, 
um ihre Existenz zu sichern. 

Die absolute Mehrheit der Menschen 
hat bis heute außer ihrer Arbeitskraft 
nichts, was sich in Wert setzen ließe, 
um an ein Dach über dem Kopf und 
Essen auf dem Tisch zu kommen. Das 
ist auch im 21. Jahrhundert noch einer 
der Grundpfeiler unserer Wirtschafts- 
weise: im Kapitalismus gilt das Prinzip 
„Existenz durch Arbeit“[3]. Alle stehen 
in ständiger Konkurrenz um die zur 
Verfügung stehenden Arbeitsplätze. 

Ein Kampf, der schon in der Schule mit 
knallharten Bandagen geführt wird und 
der sich im Laufe des Lebens bei voran- 
schreitender Automatisierung in der 
Wirtschaft immer weiter zuspitzt. 

Aber nicht nur die Besitzlosen konkur- 
rieren untereinander um Arbeit. Auch 
Unternehmen müssen darum kämp- 


fen, am Markt erfolgreich zu sein, um 


ihren Fortbestand zu sichern. Sie sind 
darauf angewiesen, möglichst günstig 
zu produzieren, damit die Preise ihrer 
Waren auf dem Markt konkurrenzfä- 
hig bleiben. Um die Stückkosten klein 
zu halten, müssen Waren in Massen 
produziert und die Effizienz wenn 
möglich ständig gesteigert werden. Die 
Automatisierung ist bspw. eine direkte 
Folge des Zwangs zur Effizienzsteige- 
rung. Zudem brauchen Unternehmen 
ständigen Nachschub an Energie und 
Ressourcen, damit die Produktion 
bestenfalls nie stillsteht. Denn Stillstand 
bedeutet Verlust. Nationalstaaten, wie 
wir sie heute kennen, entstehen etwa 
zeitgleich mit der Industrialisierung 
und der Massenproduktion nach kapita- 
listischen Prinzipien. Ihre übergeordne- 
te Funktion ist die möglichst reibungs- 
lose Organisation und Verwaltung des 
Gemeinwesens - also des Zusammen- 
lebens von Menschen innerhalb ihrer 
Grenzen. Zur Erfüllung dieser Funk- 
tion gehört im global durchgesetzten 
Kapitalismus auch, für Unternehmen 
möglichst günstige Produktionsbedin- 
gungen herzustellen und die beständige 
Versorgung mit Rohstoffen und Energie 
zu gewährleisten. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob Staaten autoritär oder demo- 
kratisch regiert werden - Hauptsache, 
der Motor läuft. Auch Staaten stehen 
untereinander in Konkurrenz um für 
ihren Standort diese Voraussetzungen 


schaffen zu können. 


Damit befindet sich die internationale 
Politik in einem echten Dilemma: Einer- 
seits hat die Naturzerstörung durch 
anhaltenden Ressourcenverbrauch 
inzwischen Ausmaße angenommen, 
die den Zusammenbruch der globalen 
Ökosysteme - und damit der Lebens- 
grundlage aller - immer wahrschein- 
licher werden lassen. Andererseits kann 
sie zu den gegebenen Bedingungen die 
globale Maschinerie des Wachstums 
nicht einfach anhalten. Die Menschen 
sind aktuell darauf angewiesen, dass 
der Kreislauf weitergeht, weil dieser 
Kreislauf aus Arbeit, Naturzerstörung, 
Produktion, Arbeit usw. ihre materielle 
Existenzgrundlage bildet. Darum stei- 
gen die USA aus dem Klimaabkommen 
aus[4], holzt das Bolsonaro-Regime in 
Brasilien den Regenwald ab[5] und hält 
man in Deutschland bspw. noch immer 
an der Kohle fest[6]. 

Im tatsächlich existierenden Wider- 
spruch Arbeitsplätze vs. Klimaschutz, 
drückt sich ein grundlegendes Dilemma 
kapitalistischer Wirtschaftsweise aus: 
die Mitglieder der Gewerkschaften, die 
beispielsweise den Protest gegen den 
Abbau von Arbeitsplätzen im Tagebau 
organisieren, können zwar alle für sich 
davon überzeugt sein, dass Umwelt- 
schutz wichtig ist. Sie sind jedoch von 
den Arbeitsplätzen abhängig, um ihren 
Lebensunterhalt bestreiten zu können. 
Die Menschen wissen, dass der Verlust 
des Arbeitsplatzes auch den Verlust des 
sozialen Status bedeutet, weil ihr indi- 
vidueller Wert von ihrer Verwertbarkeit 
auf dem Arbeitsmarkt abhängt. Dies 
führt teilweise dazu, dass Menschen 
selbst dann gegen Klimaschutz agieren 
(müssen), wenn sie von dessen Notwen- 


digkeit überzeugt sind. 





Dieser Konflikt zwischen Arbeit und 
Klimaschutz könnte nur dann gelöst 
werden, wenn die Befriedigung grund- 
legender Bedürfnisse gesellschaftlich 
organisiert und gesichert und nicht 
mehr vom individuellen Arbeitsplatz 
abhängen würde. Der Klimawandel 

ist kein rein Ökologisches Problem. Er 
berührt auch die Frage danach, wie wir 
unser Zusammenleben organisieren 
(wollen) und den Menschen künftig ein 
Auskommen sichern. 

Im Kampf um die Eindämmung der 
Klimakatastrophe, stellt sich die soziale 
Frage in der ersten Hälfte des 21. Jahr- 
hunderts mit erneuter Dringlichkeit. 
Ein Ausweg aus dieser Situation scheint 
nur dann möglich, wenn wir die Spiel- 
regeln grundlegend ändern: System- 
wechsel statt Klimakatastrophe. 
Ironischerweise sind mit der Auswei- 
tung des Kapitalismus und der damit 
einhergehenden Verschlimmerung der 
Naturzerstörung auch die Möglichkei- 
ten gewachsen, dem Ganzen Einhalt 

zu gebieten. Wir verfügen bereits heute 
über die technologischen Voraussetzun- 
gen, um in einer nicht-kapitalistischen 
Gesellschaft eine sozialverträgliche und 
ökologisch nachhaltige Produktion zu 
etablieren. Damit wären vielleicht noch 
die schlimmsten Auswüchse des Klima- 
wandels zu verhindern, die ansonsten 
einen Großteil des Planeten absehbar 
unbewohnbar machen. 

Wir könnten Technologie dazu ein- 
setzen, die Grundbedürfnisse der 
Menschen zu befriedigen. Die voran- 
schreitende Automatisierung, die den 
Menschen heute noch zu Recht als 
existenzielle Bedrohung erscheint, 
könnte den befreienden Effekt haben, 


dass sehr viel weniger zu verrichtende 


Arbeit auf sehr viel mehr Menschen 
verteilt werden könnte. Wo Menschen 
nicht mehr in ständiger Konkurrenz 
leben, muss niemand mehr Angst und 


Hunger haben. 
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[2] z. B. Boden, Immobilien, Maschinen, Rohstoffe 
etc., letztlich alles was im Industriezeitalter zur 


Herstellung von Waren benötigt wird. 


[3] Zwar ist es richtig, dass beispielsweise in 
Deutschland niemand verhungern muss, weil es 
einen Sozialstaat gibt, der die Menschen vor dem 
Schlimmsten bewahrt - aber das entspricht nicht 
der Lebensrealität der Mehrheit der Menschen 

(0 [B1 de [IT eo =] To TaT-1x-1 2 WPARTe [Te a W-1Tei sl-Ta ke [I asTor4le 1 E 
staat den Menschen zwar ein Existenzminimum, 
sie müssen also nicht hungern und haben zu- 
mindest die Chance auf ein Dach über dem Kopf. 
Gleichzeitig aber können sich bspw. Menschen, 
die von Hartz IV oder anderen Wohlfahrtsein- 
richtungen leben müssen, die Teilhabe am 
kulturellen Leben und damit einem Großteil des 
sozialen Miteinanders schlicht nicht leisten. Das 
führt zu einer Verschärfung der Konkurrenz und 
berechtigten Armuts- und Verlustängsten auch 
derjenigen, die heute noch einen Job und ein ver- 
hältnismäßig gutes Auskommen haben. 


[4] Welt.de https://bit.Iyv/2LfbNZ8 


[5] Tagesspiegel.de https:/bit.ly/2HpOEn6 


[6] Wissenschaft.de https:/bit.IvV/2EGhJIrC 





Der Klimawandel 
bedroht die 
Natur, 


er erwärmt die Ozeane, sorgt für ein 
massives Artensterben und wird - hier 
herrscht in der Wissenschaft größten- 
teils Einigkeit - die Erde in weiten 
Teilen auf Dauer unbewohnbar machen. 
Erste Folgen sind bereits zu spüren: 
extrem trockene und heiße Sommer, 
Stürme und Unwetter, Dokumenta- 
tionen zeigen Bilder von schmelzen- 
den Polarkappen und abgemagerten 
Eisbären. Wir möchten den Blick auf 
die Folgen des Klimawandels um eine 
weitere Perspektive erweitern: 

Wer leidet zuerst an ihnen? Wen trifft 
der Klimawandel am härtesten? 

Die Erderwärmung ist überall auf dem 
Planeten zu spüren. Doch während sie 
sich beispielsweise in Deutschland in 
Temperaturen von bis zu 40°C nieder- 
schlägt, treten im sogenannten globalen 
Süden, wie zum Beispiel in Ländern 
wie dem Iran, dem Irak, oder Algerien, 
mittlerweile Temperaturen von über 
50°C auf - Temperaturen von lebens- 
gefährlichem Ausmaß|l1]. Der Begriff 
des globalen Südens ist nicht (nur) 
geografisch zu verstehen, der Begriff 
ersetzt die wertendere Aufteilung von 
Ländern in „Industrienationen“ und 
„entwicklungsländer“. Es geht also um 
den wirtschaftlichen Status der Länder. 
Der Anteil dieser Länder am Weltwirt- 
schaftsmarkt ist bedeutend geringer als 
der des globalen Nordens, ihr Anteil am 
weltweiten Wohlstand quasi nicht vor- 
handen. Es ließe sich überspitzt sagen: 
in den wohlhabenden Ländern des 
Planeten wird klimaschädlich Reich- 


tum auf den Rücken der Armen dieser 
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Erde produziert und diese kriegen nicht 
einen einzigen Krümel des Kuchens 

ab. Die wirtschaftlich starken Länder 
stoßen einen Großteil der globalen 
Treibhausgase aus, durch umwelt- 
schädliche Energieproduktion, die 
weite Verbreitung von Autos und die an 
sich schon klimaschädliche Produktion 
von ebenfalls klimaschädlichen Waren 
(auch hier ist die Automobilindustrie 
ein gutes Beispiel). Und die wirtschaft- 
lich schwachen Länder baden es aus. 
Der oben bereits angesprochene An- 
stieg der Temperaturen, die Zerstörung 
von landwirtschaftlich nutzbarer Fläche 
und viele weitere Folgen machen ein 
Leben in diesen Gebieten unmöglich. 
Die UNO-Flüchtlingshilfe prognosti- 
ziert künftig jährlich sechs Millionen 
Menschen, die aufgrund des Klimawan- 
dels fliehen müssen]2]. Abgesehen von 
Naturkatastrophen, Wüstenbildung und 
Überschwemmung - Teile der bewohn- 
ten Fläche des Planeten verschwinden 
mittlerweile einfach im Meer, wie der 
Inselstaat Kiribati[3] - birgt der Klima- 
wandel das Potential weiterer Fluchtur- 
sachen: es ist davon auszugehen, dass 
angesichts immer knapper werdender 
Ressourcen vermehrt Kriege um diese 
ausbrechen werden und weitere Men- 
schen vertreiben. 

Wir möchten diese Ausführungen zu 


den sozialen Konsequenzen des Klima- 


wandels mit einem düsteren Gedanken- 
spiel beenden: die aktuelle Flüchtlings- 
politik der EU lässt sich mit keinem 
anderen Wort als „menschenfeindlich“ 
beschreiben. Wöchentlich müssen 

wir von weiteren Menschen lesen, die 
auf ihrer Flucht vor Krieg, Menschen- 
handel, den Folgen der Klimakatast- 
rophe, schlicht: ihrem sicheren Tod, 

im Mittelmeer ertrinken. Jene, die die 
gefährliche Reise überleben, scheitern 
an den Toren der Festung Europa. Wie 
wird die Europäische Union wohl mit 
den, um ein vielfach größeres, Mengen 
an Menschen auf der Flucht umgehen - 
den Menschen, die ihr Leben da retten 
wollen, wo die Ursachen der Bedrohung 
ihres Lebens liegen. Wird die Festung 
Europa ihre Mauern noch höher ziehen, 
noch weiter verstärken und im Zwei- 

fel auf die, die dakommen, schießen? 
Die Frage nach Folgen des und Protest 
gegen Klimawalwandel kann und muss 
immer nur auch eine Frage nach sozia- 
ler Gerechtigkeit sein. Der Protest gegen 
den Klimawandel sollte nicht bloß da 
ansetzen, wo er uns ganz persönlich, 
als Einzelne, betrifft. Er muss auch ein 
Protest für die Menschlichkeit sein und 
Partei für die ergreifen, die zuerst und 
am stärksten unter der schonungslosen 
Ausbeutung von Mensch und Natur 


leiden. 
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[1] Heise.de https:/bit.IVv2ZAQEZmW 


[2] UNO-Flüchtlingshilfe.de https://bit.Iv/33ZofV8 


[3] Publitzer Center https:/bit.Iy/2PhTelM 











20% der Deutschen wählen die Grünen 
bei der Europawahl 2019. Diese Zahl 
kennen wahrscheinlich mittlerweile 
alle. Und die Prognosen steigen weiter 
für zukünftige Wahlen]1]. Aus der Al- 
tersgruppe 18 - 24 Jahre haben 34% und 
von den 25-34-Jährigen 25% die Grünen 
gewählt. Die Grünen verzeichnen aus 
allen Altersgruppen wachsende Stim- 


menanteilel2]. 


Was sagen uns 
diese Zahlen 
eigentlich? 

Die Grünen haben das Thema Klima- 
politik für sich monopolisiert und die 
Partei stellt sich als innovativ und pro- 
gressiv in Klimafragen dar. Ein jüngeres 
und diverses Image hat ihnen ganz klar 
zu diesem Wahlerfolg verholfen - dazu 
gehört natürlich auch, die Kommuni- 
kationsweise der jungen Generation zu 
verstehen. »Fridays For Future« (FFF) 
wurde im Zuge der Europawahl 2019 
zu einer sozialen Bewegung, die nicht 
nur offensiv für den Klimaschutz auf 
die Straße geht, sondern unterschwellig 
durch die Fokussierung der Dringlich- 
keit des Klimaschutzen den Wahlkampf 
für die Grünen und deren Monopolthe- 
ma vorangetrieben hatl3]. 

Der Politikwissenschaftler Wolfgang 
Merkel spricht im Interview mit der 
Zeit davon, dass Grüne und Rechte ihre 
politische Kraft aus zivilgesellschaft- 
lichen Protestbewegungen ziehen. 

Ihre Gemeinsamkeit liegt im Drängen 
auf Erneuerung der etablierten Politik. 
Östliche Bundesländer sind bekannt- 
lich nicht die Hochburgen der Grünen 
und für die Landtagswahlen in Sachsen 
und Brandenburg sehen die Progno- 


sen die AfD an der Spitze - dort gilt die 


AfD als die Anti-Establishment-Partei, 
dessen Rolle in den restlichen Bundes- 
ländern von den Grünen übernommen 
wird. Geht es um die soziale Frage bei 
den Grünen, kann ihr Programm die 
schnell alternden jungen Wähler*innen 
nicht langfristig überzeugen. Die Partei 
ist attraktiv für privilegierte, gebildete 
mittelständige Schichten. „Die jungen 
Grünen-Wähler sind programmatisch 
davon überzeugt, auf der richtigen Seite 
zu stehen. Auf der richtigen Seite in der 
Klimapolitik, auf der richtigen Seite in 
der Migrationspolitik. Und das sind die 
Themen, die Wählerinnen moralisch 
an die Partei binden können“ Wolfgang 
Merkel (2019 im Interview mit zeit. 


de[4]) 


Aber sind die 
Grünen wirklich 
Anti-Establishment? 
Die Grünen sind tatsächlich an der Hälf- 
te der Landesregierungen deutscher 
Bundesländer beteiligt. Also in neun 
von sechzehn Bundesländern! Dabei 
hat Baden-Württemberg seit 2011 den 
einzigen grünen Ministerpräsidenten, 
Winfried Kretschmann, und steht 2016, 
sowie 2017 nach Nordrhein-Westfahlen 
an Platz Zwei im deutschlandweiten 
Vergleich der Anzahl an Abschiebun- 
gen und 2018 noch auf Platz Dreil5]. 
Moment, die Grünen geben sich doch 
als antirassistisch, setzen sich für Ge- 
flüchtete und gegen Nazis ein? Ja, das 
kann man per se so festhalten. Aber 
kommen die Grünen in die Verlegen- 
heit ihre politische Programmatik auf 
Realpolitik anzuwenden, verwirren die 
Ergebnisse, denn sie unterscheiden 
sich kaum von den Kursen der SPD 


und CDU (die Grünen sind nicht um- 
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sonst in zwei Bundesländern in einer 
schwarz-grünen Regierungskoalition). 
Selbst im „linkesten“ Bundesland, dem 
rot-rot-grün regierten Thüringen, unter 
einem grünen Justizminister, unter- 
scheiden sich die Abschiebungen von 
Roma nicht von denen im CSU-regier- 
ten Bayern[6]. Weitere Beispiele für 
diese programmatische Doppelmoral 
sind zum einen der Tod Oury Jallohs in 
Dessau, Sachsen-Anhalt: im Frühjahr 
2019, verhindert die schwarz-rot-grüne 
Regierungskoalition einen parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschuss 
zum seinem Tod in einer Polizeizel- 
le[7]. Oder im Juni 2019, als das „neue 
Migrationspaket“ im Bundesrat nur 
durch Stimmenaus Baden-Württem- 
berg und Hessen (beide mit grüner 
Regierungsbeteiligung) beschlossen 
werden konnte. Das Gesetz erleichtert 
Abschiebungen, und das Asylbewer- 
berleistungsgesetz wird dahingehend 
verändert, dass zum Beispiel Geld- 
leistungen für Asylsuchende sinken/8]. 
Außerdem stimmen bei der Abstim- 
mung zur EU-Urheberrechtsreform im 
Sommer 2018 einige Abgeordnete der 
Bundesliste des Europaparlaments DIE 
GRÜNENI/PIRATEN/ÖDP (Grüne/EFA) 
für die Reform[9]. Auch interessant ist 
die Entstehungsgeschichte der Grü- 


nen als eine pazifistische Partei. Schon 
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seit den 90ern ist davon nichts mehr 


in ihrem Abstimmunsgsverhalten zu 
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erkennen. Von 1998 bis 2005 regieren 
die Grünen mit der SPD in Deutschland 
und ermöglichen den ersten deutschen 
Angriffskrieg seit 1945[10]. Bis heute 
stimmen sie den meisten Bundeswehr- 
einsätzen zum Beispiel am 28. Juni 
2019 zur Verlängerung des Einsatzes 
im Kosovo bis 2020[11] zu. Auch für die 
Ausweitung von autoritären Befug- 
nissen der Polizei sind sich so manche 
grün-regierte Länder nicht zu schade, 


nämlich Baden-Württemberg, Hessen, 


Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein]12]. 


Die neuen Polizeigesetze erweitern Auf- 
enthaltsverbote, Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum, den Polizeigewahr- 
sam, die Bewaffnung der Polizeikräfte 
durch Taser und Handgranaten wird 
erweitert und der Einsatz von Drohnen 
erlaubt. Außerdem wird die Observa- 
tion durch verdeckte Ermittlungen und 
„Online-Durchsuchungen“ flächende- 
ckender möglich. Baden-Württemberg 
ist und bleibt das schlechteste Beispiel, 
auch auf wirtschaftlicher Ebene, denn 
die Ökonomie übertrumpft dort die 
Ökologie: das Bundesland ist gekenn- 
zeichnet durch die Automobilindustrie 
(Daimler, Porsche und Bosch als Zulie- 
ferer). Kretschmann als Ministerpräsi- 
dent musste sich entscheiden, ob er die 
Wirtschaft des Landes weiter ankurbeln 
will, oder durch die Investition in neue 
Technologien, eventuell sogar die Ver- 


ringerung der Automobilproduktion, 





Arbeitsplätze aufs Spiel setzen will. 
Gerade in Stuttgart, der Stadt mit den 
schlechtesten Luftwerten deutschland- 
weit scheint die Entscheidung längst 
gefallen. Dabei ist klar, dass das Klima 
nicht von ihr profitiert. Kretschmann 
hat sich für den Diesel in einer saube- 
ren, scheinbar grünen Variante ent- 
schieden[13] - was auch immer das sein 
mag. Umweltschutz wird nicht erst seit 
Kurzem zur Pose, um Menschen ein 
schlechtes Gewissen zu machen, anstatt 
Probleme zu lösen[14]. Da könnte man 
jetzt erstmal sagen: „Menschen müssen 
sich im Sinne des Klimaschutzes so 
manchen Gewohnheiten des Lebens- 
stiles entledigen“, und das stimmt auch, 
wir müssen viel mehr hinterfragen, wie 
unser Leben Auswirkungen auf die Um- 
welt hat. Aber die Politiker*innen sind 
am längeren Hebel, wichtige Reformen 
durchzusetzen, Kohlekraft zu stoppen, 
den Güterverkehr von der Straße auf die 
Gleise zu holen, den ÖPNV zu vergüns- 
tigen und auszuweiten und vieles mehr. 
Ob ich als Einzelperson mit meinem 
Gewissen und vor allem meinem Geld- 
beutel im Supermarkt vereinbaren 
kann, oder sogar im Biomarkt regionale 
und biologisch angebaute Produkte zu 
kaufen, ist dann eine andere Frage. Eine 
Frage des Systems in dem wir leben. 
Eine Frage an den Kapitalismus, der 
Menschen in Klassen einteilt und so 
dafür sorgt, dass manche mehr zum 
Leben haben als andere. Kapitalismus, 
der nicht nur in Ländern des globalen 
Nordens durch die Industrialisierung 
Wohlstand schafft, sondern nebenbei 

in Ländern des globalen Südens Armut, 
Hungersnöte, Kriege und Flucht(ursa- 
chen) schafft. Warum im Kapitalismus 


kein effektiver Klimaschutz möglich 


ist, wird an anderer Stelle in diesem 
Heft aufgegriffen. An dieser Stelle nur 
ein kurzer Spoiler: Im Kapitalismus 
muss sich das Kapital immer weiter 
vermehren, denn sonst könnte esin 
der Konkurrenz mit anderen Kapitalen 
nicht bestehen und die Besitzer*innen 
des Kapitals würden ihre Stellung als 
Kapitalist*innen verlieren. Es wird 
nicht Halt vor der totalen Ausbeutung 
der Natur und ihren Ressourcen ma- 
chen, denn diese braucht das Kapital 
zur Akkumulation (Vermehrung). Die 
Grünen stehen für einen „Green Capita- 
lism“ statt für eine Systemveränderung, 
die es doch so dringend bräuchte. Die 
Partei ist anpassungsfähig und tritt 
deshalb willkürlich mit allen Parteien, 
außer der AfD, in Koalitionsgespräche. 
Sie sind mal wirtschaftsliberal, kon- 
servativ, mal links und feministisch, 
mal rassistisch. Wer sich zum Beispiel 
genauer einliest findet schnell heraus, 
dass die Grünen in der Koalition mit 
der SPD unter Hannelore Kraft in NRW 
die Rodung des Hambacher Forstes[15] 
nicht aufgehalten haben. Umweltschutz, 
der sich durch Verbote definiert und so 
den Menschen ihren Wohlstand neh- 
men zu wollen scheint, klingt natürlich 
nicht verlockend. Dabei müsste „[eine] 
aufgeklärte Umweltpolitik |...] zum Ziel 
haben, dass die Menschen in Wohlstand 
leben und verantwortungsvoll mit der 
Umwelt und den Ressourcen umgehen“. 
[16]. Warum reden wir immer von 
Verboten, wenn wir eine solidarische 
Gesellschaft als Ziel haben sollten, die 
Wohlstand für möglichst alle bereit- 
stellt? Die Politik der Grünen ist eine 
Politik für die, die bereits Zugang zum 
gesellschaftlichen Wohlstand haben - 


die privilegierte Mittelschicht, die sich 
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den Tausch des dreckigen Diesel-SUVs 
gegen den sauberen Elektro-SUV auch 
leisten kann. Die Grünen spielen ihr 
Steckenpferd Klima-Politik gegen 
Sozialpolitik aus. Das prominenteste 
Beispiel findet sich in den Ergebnissen 
der ersten und letzten Grünen Regie- 
rungsbeteiligung. Nur mithilfe der 
Grünen konnten die Hartz IV-Gesetze 
beschlossen werden, welche Menschen 
ohne Arbeit das Leben noch schwerer 
machen, als es für sie eh schon ist. Die 
Politik der Grünen mag den Anschein 
erwecken, das Klima retten zu wollen 
und eine Politik „für die Menschen“ 

zu sein. Es bleibt jedoch beim bloßen 
Schein. Die Klimapolitik der Grünen ist 
eine, die man sich auch leisten können 
muss, während soziale Themen und 
Politiken bei den Grünen in sattem 


Unions-schwarz daherkommen. 







Robert Habeck 


— zum Thema 
ı=  Abschiebungen: 


Die Grünen unterscheide 
von der Union nicht die 
Praxis - die „gehöre dazu“ 
- sondern, dass sie auf 
diese nicht stolz seien. 


(ZDF-Sommerinterview 2019) 
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[2] Tagesschau.de https://bit.Iy/2Mc3b95 


[3] Damit ist die Parallele zwischen dem Prozess 
von sozialer Bewegung, die ein Thema in den 
öffentlichen Diskurs bringt und daneben der 
Wahlkampf einer Partei, die ihre Wähler*innen- 
schaft mit einem bestimmten Thema aufsich 
aufmerksam machen will, gemeint - in diesem 


Fall funktioniert beides symbiotisch. 
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»GREEN NEW DEAL« 
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Von gescheiterten 
Krisenlösungsstra- 
tegien und 
(mangelnden) 
Perspektiven 

In den letzten Jahren hat es eine 

Reihe von gravierenden Einschnitten 
gegeben, welche die Welt und damit 

die internationale Politik nachhaltig 
verändert haben: Der Terroranschlag 
auf das World Trade Center am 11. 
September 2001, mit 3.000 Toten und 
der daraus resultierende „Global War on 
Terror“, der viele Regionen - vor allem 
im Nahen und Mittleren Osten - anhal- 
tend destabilisiert hat[1]. Die Finanz- 
krise von 2008, deren Auswirkungen 
sich bis heute in weiten Teilen der Welt 
bemerkbar machen und die beispiels- 
weise in den USA und Teilen der EU 

zu Massenarbeitslosigkeit bei einem 
gleichzeitigen Rückbau des Sozialstaats 
und damit zu grassierender Armut auch 
in den Zentren der globalen Wirtschaft 
geführt haben]2,3]. Aktuell steht offen- 
bar eine neue wirtschaftliche Krise 
bevor, die auch Deutschland um einiges 
härter treffen könnte als zuletzt[4]. Dazu 
kommt, dass die Auswirkungen des Kli- 
mawandels inzwischen auch in den ge- 
mäßigten Klimazonen deutlich spürbar 
werden[5]: Anhaltende Dürreperioden 
und daraus resultierender Wasserman- 
gel[6], Unwetter mit teilweise katastro- 
phalen Ausmaßen][7] und Hitzerekorde 
in Serie[8], sind nur einige nennens- 


werte Beispiele. Grob vereinfachend 


zusammengefasst, gibt es derzeit drei 

dominante Reaktionsmuster diese Ver- 
änderungen und die damit zusammen- 
hängenden ökologischen und sozialen 


Probleme anzugehen: 


Die autoritäre 
Formierung 

Die weltweit derzeit scheinbar erfolg- 
reichste Strategie ist die Rückkehr zum 
souveränen und nach außen abgeschot- 
teten Nationalstaat, der im Zuge der 
Globalisierung zuletzt an Bedeutung 
verloren hatte. Ein Nationalstaat, der 
alles politische Handeln den Anforde- 
rungen der heimischen Wirtschaft und 
den gefühlten Interessen der Bevöl- 
kerung unterordnet und dabei alles 
unternimmt, um Menschen, denen 
man bspw. aufgrund ihrer Herkunft 
keine Teilhabe am eigenen Wohlstand 
zugestehen will, draußen zu halten. 
Damit einher gehen in der Regel Maß- 
nahmen im Innern, die bürgerliche 
Freiheiten einschränken. Also solche, 
die letztlich darauf ausgerichtet sind, 
den Status-Quo gegen eine (mögliche) 
Opposition zu verteidigen: Aufrüstung 
von Ordnungsorganen, Ausweitung der 
Befugnisse, Überwachungsmaßnah- 
men, Gesetzesverschärfungen, Verbote 
von Organisationen, Plattformen etc. 
Wir bezeichnen diesen Prozess als 
autoritäre Formierung. Aus den Sozial- 
wissenschaften und diversen Studien 
der letzten Jahrzehnte wissen wir, 


dass solche Bewegungen und Parteien 


überall dort erfolgreich sind, wo die 
Menschen sich durch einen Verlust des 
sozialen Status bedroht sehen[9]. Der 
Klimawandel wird in diesen Kreisen 
entweder komplett geleugnet oder zu- 
mindest der menschliche Einfluss auf 
selbigen in Frage gestellt. Die Antwort 
dieser autoritären Bewegungen auf die 
sozialen Krisen lautet im Wesentlichen: 
„Euch wird es wieder besser gehen, 
wenn wir endlich wieder Politik nur für 
unsere Leute machen und alle anderen 
möglichst effektiv ausschließen!“ Das 
ist nicht nur aus einer humanistischen 
Perspektive rundheraus abzulehnen - 
es kann getrost verneint werden, dass 
sich mit dieser Strategie die sozialen 
Probleme, die sich aus der Art und 
Weise des Wirtschaftens ergeben, lösen 


lassen. 


Der grüne 
Konservatismus 

An den Ergebnissen der Europawahl 
und einigen bestehenden schwarz-grü- 
nen Landesregierungen in Deutschland, 
lässt sich recht gut ablesen, dass ein 
großer Teil der Bevölkerung auf eine 
Art grünen Konservatismus vertraut. 
Im Großen und Ganzen teilt man hier 
die Ansichten der Autoritären in Bezug 
auf Sicherheitspolitiken und andere 
Formen der staatlichen Lenkung. Der 
Unterschied besteht darin, dass man 
sich hier der Klimaproblematik bewusst 
scheint oder doch zumindest die akute 
Notwendigkeit des Handelns anerkennt. 
Das aber bitte (und unter anderem darin 
drückt sich der Konservatismus aus) 
nicht, indem allzu große Veränderun- 
gen politisch erzwungen werden. Ge- 
paart mit ein paar wenigen Maßnahmen 


zum Umweltschutz, wird 
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hier, wenn überhaupt, die Hauptver- 
antwortung auf die Konsumierenden 
verlagert. Die Nachhaltigkeitsstrategie 
erschöpft sich häufig in moralischen 
Appellen zu bewussterem Konsum 

an die Bevölkerung oder in der Breite 
wirkungslose Maßnahmen wie ein 
Plastiktütenverbot oder eine Steuer auf 
Fleisch[10]. Echte Probleme werden aus 
Rücksicht auf die Hauptverursachen- 
den (Industrie, Landwirtschaft, Dienst- 
leistungsunternehmen) ausgeblendet 


oder nachrangig behandelt. 


Die sozial-liberale 
Öko-Strategie 

Die derzeit prominenteste Strategie im 
Kampf gegen soziale Verwerfungen und 
die drohende Klimakatastrophe, ist die 
vor allem von sozial-liberalen Politi- 
ker*innen vertretene Strategie eines 
»Green New Deal«. Der Begriff knüpft 
an die Maßnahmen an, welche die 
Regierung Roosevelt als Antwort auf 
die globale Wirtschaftskrise der späten 
1920er und frühen 30er Jahre in den 
USA mit Erfolg umgesetzt hatte. 

Diese Maßnahmen wurden als »New- 
Deal« bekannt. Ziel des aktuellen An- 
satzes ist im Wesentlichen die flächen- 
deckende Umstellung auf erneuerbare 
Energien und die Anwendung von 
ökologischen Nachhaltigkeitskonzepten 
auf nahezu alle Bereiche der Gesell- 
schaft: wie zum Beispiel die Städte- 
oder Infrastrukturplanung. Dabei wird 
darauf spekuliert, dass durch diese 
Umstellung neue Märkte und Millionen 
neuer Jobs entstehen und bei einer Re- 
duzierung der Umweltverschmutzung 
die Wirtschaft weiter wachsen kann. 
Die beliebte US-Demokratin Alexandria 


Ocasio-Cortez, eine der glühendsten 


Verfechterinnen dieser Strategie, ver- 
spricht bspw. Vollbeschäftigung durch 
diesen Umbaulll]. Das erinnert kaum 
zufällig an den erfolgreichen Wahl- 
kampfslogan und die damit verbunde- 
nen Versprechen von Donald Trump: 
„Make America Great Again!“ und 
zeugt immerhin von dem Verständnis 
dafür, dass der Klimawandel keine rein 
ökologische sondern vor allem auch 
eine soziale Frage ist. Dass also der 
Klimawandel nicht bekämpft werden 
kann, ohne auf die sozialen Belange der 


Menschen Rücksicht zu nehmen. 


Warum ein »Green 
New Deal« das 
Klima auch nicht 
retten wird 

Die Idee eines «Green New Deal» 
spekuliert auf die Möglichkeit der 
Entkopplung von Naturzerstörung 

und Wirtschaftswachstum, mit dem er- 
wünschten Nebeneffekt ‚steigende Be- 
schäftigung‘ Wirtschaftswachstum aber 
kann überhaupt nur entstehen, wenn 
mehr und effizienter produziert wird 

- also mehr Waren, Güter, Dienstleistun- 
gen etc. hergestellt und auf den Markt 
geworfen werden]12]. Gleichzeitig muss 
es Menschen geben, die die angebote- 
nen Waren und Dienstleistungen ver- 
brauchen - sie müssen konsumieren, 
damit das System funktioniert. 

Den Konsum wiederum müssen die 
Einzelnen sich auch leisten können, 
dafür brauchen sie Geld, also Arbeit[13]. 
Außerdem müssen in regelmäßigen 
Abständen neue Waren produziert 

und abgesetzt werden. Auch wenn nun 
Produktion, Infrastruktur etc. künf- 

tig möglichst klimaneutral umgebaut 


werden könnten, löst dies noch nicht 


das Problem des anhaltenden Ressour- 
cenverbrauchs und der daraus resultie- 
renden Naturzerstörung. Das Verspre- 
chen auf Vollbeschäftigung (und damit 
Wohlstand für alle) ignoriert zudem den 
Aspekt, dass Unternehmen im Kapita- 
lismus gezwungen sind, die Effizienz 

in der Produktion ständig zu erhöhen, 
um am Markt überhaupt konkurrieren 
zu können. Im Zuge technologischer 
Entwicklungen ist mittelfristig eher 
damit zu rechnen, dass weiter Arbeits- 
plätze wegfallen, während gleichzeitig 
das globale Bevölkerungswachstum zu- 
nimmt. Ab einem bestimmten Stand der 
technologischen Entwicklung, drängt 
also der Kapitalismus eher darauf, 
Arbeitslosigkeit und damit Armut 
massenhaft zu produzieren als diese zu 


reduzieren]14]. 


There is an 
alternative 

„Ein «Green New Deal« innerhalb des 
Kapitalismus mit dem Ziel der Entkopp- 
lung von Wirtschaftswachstum und 
Naturverbrauch und -zerstörung ist 
gleichbedeutend mit dem Versuch, zu 
duschen, ohne nass zu werden. So gilt 
es - besser gestern als heute -, diesem 
«Widerspruch» entgegenzuwirken. Mit 
anderen Worten: Es sind Strukturen 
einer Wirtschaftsweise der Maßlosig- 
keit, die es zu verändern gilt.“]15] 

Die Herausforderung besteht nicht al- 
lein darin, den Ausstoß von schädlichen 
Treibhausgasen zu reduzieren oder auf 
nachwachsende Rohstoffe umzusatteln. 
Die größte Herausforderung ist es, sich 
eine Gesellschaft, in der dies alles mög- 
lich würde, heute überhaupt noch vor- 
stellen zu können. Will man Ökologisch 


nachhaltige Produktion und die soziale 
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Frage unter einen Hut bringen, bedeu- 
tet das nichts geringeres, als unsere 
komplette Lebensweise in globalem 
Maßstab radikal neu zu denken. Wir 
müssen darüber nachdenken, wie die 
schlimmsten Auswüchse des Klima- 
wandels noch einzudämmen wären 
und mit den absehbaren Entwicklungen 
umgegangen werden kann. Und uns 


läuft die Zeit davon][16]. 


Einfach alles muss neu gedacht werden. 
Wohnen, Arbeit, Mobilität und Trans- 
port, Städtebau oder die Produktion von 
Nahrungsmitteln usw. Warum nicht 
zum Beispiel künftig so weit wie mög- 
lich auf konventionelle Landwirtschaft 
verzichten, Lebensmittel ganzjährig 
regional in gigantischen Gewächs- 
häusern anbauen, dabei immens viel 
Trinkwasser sparen und bis zu 90% 

der bisher landwirtschaftlich genutz- 
ten Flächen renaturieren? Man könnte 
einigermaßen genau planen, was wann 
wo von wem gebraucht wird und das 
dann gezielt regional produzieren und 
verteilen. Vertical Farming machte all 
das möglich[17]. Aber eben beim aktuel- 
len Stand der Technik nicht, wenn mit 
der Lebensmittelproduktion auch noch 
Gewinne erzielt werden müssen. Es 
sind genau solche radikalen Konzepte, 
die wir diskutieren müssten und zwar 


auf internationaler Ebene. 








ol’ 70M7\ 


[1] Disorient.de https:/bit.Iy/2Zim8NM 


[2] Deutschlandfunktkultur.de 
[atado&/4 1 ANY PAale Ele Eins 


[3] Fluter.de https:/bit.ly/2QGriyt 
[4] Spiegel.de https:/bit.Iy/33NGMNJ 


IIETTER ER Ey lade AVANT] NA 


[6] Zentrum für Umweltforschung 


[a1ado&9/1 11 AAN E 
[WARS Teidfelatellet-XeteTge Tel alfeXe Ey a1 ade / 1 JAVA 


[8] Zeit.de https:/bit.Iyv/2L73Wgl 


[9] Bundeszentrale für politische Bildung 


[atad IH JA FLAU ZEINTe] 


[10] Das soll keineswegs bedeuten, dass solche 
Maßnahmen abzulehnen sind. Mit Blick auf 

(0 [[-WelfoYoYo/[-1W =]zoYo [#1 <HLoYgKiol-Te Tate [#laleT-JaMFlsTe Ko|T- 
Hauptverursachenden der Naturzerstörung 
stellt sich aber die Frage, welchen Effekt solche 
[Lo leleXelalast-leW ale lets H Plate Ko) BT -u 1744 Tea Ke[er4H} 
geeignet wären entscheidende Veränderungen 


herbeizuführen. 


U Kol Eifeiietel a -FA Telt 1 EX-Xelo)V2 a1a4eLW/4 11 AIVIKTeT1 KT E 
[12] Karathanassis (2014): „Mythos grüne Markt- 
wirtschaft. Wie grün kann ein Green New Deal 
sein?“ S.24f. in antidotincl. No.19 2014 
https://bit.Iy/2CQ3tdN 


[13,14] Vgl. „Arbeit. Klima. Konkurrenz“, S. I0f 


NEIE<eIge1dske al EIER Lo] FA} 


[16] BBC.com https:/bbe.in/2GgKitZ 


[17] TrendsderZukunft.de https://bit.Iy/2lOIVw7 








BULLSHIT-BI 


NT IN 
Nm, 

















„Überlasst den Klimawandel 
mal den Experten“ 





„Die Dämonisierung von 
Kohlendioxid ist genau wie die 
Dämonisierung der armen 
Juden unter Hitler“ 


„Die Chinesen haben den Klimawandel 
erfunden um der amerikanischen 
Wirtschaft zu schaden“ 





„ein Diesel-SUV, das nur wenige Kilo- 
meter genutzt wird, ist umweltfreund- 
licher als der Kleinwagen mit hoher 
Fahrleistung“ 


„Das Klima wandelt sich, 
solange die Erde existiert“ 


CHRISTIAN LINDNER NGDEIEH TEINIBRT.UWAZTOTEN TINTEN 


„Die Tatsache, dass Wärme gut für alles Le- 
ben ist, könnte man sozusagen als wissen- 
schaftliches Ewigkeitsgesetz bezeichnen!!“ 


„Wir brauchen nur noch mehr technische 
Innovationen um den Klimawandel 


DONALD TRUMP LIBERALE 


„Diese Greta, die hat ja aus dem Schule 
schwänzen eine Tugend gemacht. Ihr 
folgt eine Armada ökopolitisch korrekter 
Kindersoldaten. Was da geschieht liebe 
Freunde, das ist politischer 
Kindesmissbrauch und nichts 
anderes als das. 


„Dann sollten wir der Sonne erklären, dass sie 
nicht so viel scheinen soll. Weil die Sonne ja 
den Einfluss auf die Ozeane hat und nicht wir 
auf die Ozeane. |[...] Wir sollten die Sonne ver- 
klagen“ 





BEATRIX VON STORCH 


„Wir können nicht einmal genau vorhersagen, 
wie morgen das Wetter wird. Wie sollen wir 
dann das Klima in hundert Jahren 
voraussagen?“ 


„Kohlendioxid ist eigentlich 
ein Gewinn für die Welt“ 





WILLIAM HAPPER 


„Im schönen Mittelwesten werden die Tempe- 
raturen auf minus 60 Grad sinken, die nied- 
rigsten Temperaturen, die jemals gemessen 

wurden. In den kommenden Tagen soll es noch 
kälter werden. Die Leute können nicht einmal 
für ein paar Minuten raus. Was zur Hölle ist los 
mit der Erderwärmung? Bitte komm schnell 
zurück, wir brauchen Dich!“ 


ZUSAMMENFASSUNG & AUSBLICK 


Der Klimawandel bedroht die Existenz- 
grundlage aller. Schon jetzt sind seine 
Auswirkungen kaum absehbar. Fest 
steht jedoch: die Menschen sind auf 
unterschiedliche Weise davon betroffen 
und das hängt nicht nur von geografi- 
schen sondern auch von vielfältigen 
sozialen Faktoren ab. Einige davon 
haben wir versucht in dieser Broschüre 


grob darzustellen. 


Unterm Strich lässt sich vielleicht fest- 
halten, dass der Klimawandel keine 
rein Ökologische sondern vorwiegend 
eine sozio-ökonomische und damit 
letztlich eine politische Frage ist. Der 
Protest gegen die weltweite Klimapoli- 
tik muss auch ein solidarischer Protest 
mit denen sein, die an den Folgen der 
drohenden Klimakatastrophe leiden, ob 
die indigene Bevölkerung des Amazo- 
nas, die Bewohner*innen der Regionen 
der Erde, in denen die Temperaturen 
lebensbedrohliche Ausmaße anneh- 
men, wie auch den vor Hitze, Krieg und 


Elend Flüchtenden. 


Was bisher von den politischen Repre- 
sentant*innen der Weltgemeinschaft 
erdacht und vorgeschlagen wurde, was 
bisher real unternommen wird, sind 
keine hinreichenden Antworten auf 
die Probleme, mit denen wir alle uns 
konfrontiert sehen. Instrumente, die 
geeignet wären, die drohende Klima- 
katastrophe noch einzudämmen und 
dabei die sozialen Faktoren nicht nur 
nicht zu vergessen, sondern aktivin 
den Blick zu nehmen, liegen bislang 


nicht auf dem Tisch. Und ehrlicherwei- 


se haben wir auch keine abschließen- 


den Antworten auf diese Fragen. 


Wir glauben aber, dass es so nicht 
weitergehen kann. Was wir brauchen 
ist ein radikales Umdenken in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen. Wir meinen 
damit nicht (nur) die individuellen 
Konsumgewohnheiten zu hinterfragen. 
Wir glauben, dass wir alles hinterfragen 
müssen, was wir bisher als natürliche 
Gegebenheiten ansehen. Die Art und 
Weise unseres Zusammenlebens, das 
Wirtschaften, Arbeit, politische Ent- 
scheidungsprozesse uvm. müssen von 
Grund auf radikal neu gedacht werden. 
Einige Ansätze haben wir hier und da 
versucht zu skizzieren. Wir hoffen, ihr 
habt einen Eindruck davon bekommen, 
was wir darunter verstehen, wenn wir 
dieser Broschüre den Namen „System 
Change not Climate Change“ gegeben 
haben: Wer die drohende Klimakatast- 
rophe noch abzuwenden hofft, kommt 
nicht umhin die Systemfrage zu stellen. 


Die Zeit drängt! 


Wir wollen mit Euch in einen Aus- 
tausch kommen, mit Euch gemeinsam 
aktiv werden für eine Welt, in der nie- 
mand Angst und Hunger haben muss. 
Wir würden uns freuen, wenn Ihr eins 
unserer offenen Treffen besucht um 
mit uns zu diskutieren. Deshalb be- 
haltet gerne unsere Website und unsere 


Social-Media Kanäle im Blick. 


direction f, 
September 2019 


WER WIR SIND 


Wir sind ein Zusammenschluss von 
Menschen, die sich unter dem Namen 
„direction f“ zusammengefunden 


haben. 


Wir blicken mit Sorge in die Zukunft, 
denn diese Sorgen sind angesichts 
aktueller Probleme wie dem Klima- 
wandel, sowie dem Artensterben, aber 
auch dem Erstarken rechter Parteien 
absolut angebracht, und sollten zum 
Handeln zwingen. Wir wollen uns von 
unserer Angst und Ohnmacht nicht 
lähmen lassen, weshalb wir diese Bro- 
schüre nutzen und mit Hilfe politischer 
Analysen zum kritischen Nachdenken 
anregen wollen. Wir haben uns mit 
dieser Broschüre das Ziel gesetzt einige 
Leerstellen zu füllen, über die wir in 
der bisherigen Debatte in der Klimabe- 
wegung gestolpert sind und wollen uns 
diesen Fragen aus einer kritisch-solida- 
rischen Perspektive annähern. Dabei ist 
es uns insbesondere wichtig, über die 
Ursachen der Probleme nachzudenken 
und die Zusammenhänge mit Feldern 
wie Wirtschaft, Technologie und Arbeit 
aufzuzeigen, die sonst oft weniger be- 
rücksichtigt werden. 

Wir erhoffen uns dadurch weitere Dis- 
kussionen in der Klimabewegung an- 
zuregen, die sonst nur in beschränkten 
Kreisen wie einzelnen Studiengängen, 
politischen Gruppen & Bündnissen ver- 


bleiben würden. 





Die Klimakrise 
macht Angst. 

Es gibt verschiedene Reaktionsweisen 
auf die Angst vor den Auswirkungen 
des menschengemachten Klimawan- 
dels. Grob unterteilen lassen sich diese 
Reaktionen in: Aktivität, Verweigerung 
bzw. Passivität und Leugnung der 
Kriselll. 

Wie lassen sich diese sehr unterschied- 
lichen Reaktionsweisen erklären und 
wasist zu tun, um Passivität und Leug- 
nung entgegenzuwirken? 

Die Klimakrise wird, u.a. von sehr be- 
kannten und politisch bedeutsamen 
Personen, geleugnet. Was angesichts 
der erdrückenden Last an wissenschaft- 
lichen Warnungen und Bedrohungs- 
szenarien unbegreiflich erscheint, lässt 
sich psychologisch erklären: Einerseits 
sind die Prognosen und die erwähnten 
Szenarien derart gewaltig und beängs- 
tigend, dass sie Personen überwältigen 
können. Andererseits sind die Prozesse 
und Dynamiken, die in den Veränderun- 
gen des Klimas wirkmächtig werden, 
derart komplex, dass diese Komplexität 
viele überfordert und nicht so leicht 
von allen nachvollzogen werden kann. 
Überwältigend bedeutet dabei, dass die- 
se Erkenntnisse als derart bedrohlich 
für die eigene Person empfunden und 
psychisch abgewehrt werden. Das lässt 
sich auf eine psychische Schwächung 
der Person zurückführen, die derartige 
Bedrohungen und Änsste selbst nicht 
verarbeiten und bewältigen kann, so 
dass die Leugnung unbewusst die letzte 
Option ist, handlungsfähig zu bleiben. 
Hier wird eine natürliche Funktion 

von Angst in einer verzerrten Form 
deutlich: Angst kann bspw. als Auslöser 


einer Flucht fungieren. Angst versetzt 


den Körper in erhöhte Alarmbereit- 
schaft und ermöglicht so eine Flucht 
aus einer als bedrohlich empfundenen 
Situation. Dies taucht verzerrt in der 
Leugnung wieder auf: Da das Zulassen 
einer Erkenntnis nicht ausreichend 
verarbeitet werden kann und somit 

als Bedrohung des Ich aufgefasst wird, 
flüchtet man sich aus der Erkenntnis in 
eine Situation, die weniger bedrohlich 
erscheint. Die Leugnung dient so der 
psychischen Gefahrenabwehr. Die reale 
Bedrohung wird nicht bewusst zugelas- 
sen und somit nicht in ihren potentiel- 
len Konsequenzen wahrgenommen. 
Dabei ist Leugnung eine extreme Form 
der Bedrohungsabwehr. Eine andere 
Form ist die Verweigerung bzw. Passivi- 
tät angesichts der Krise: Diese wird 
samt ihres Bedrohungspotentials zwar 
wahrgenommen, die Überwältigung vor 
der Größe der zu bewältigenden Auf- 
gabe lässt die Personen aufgeben und in 
Ohnmacht erstarren. Das zerstörerische 
Potential ist hier bewusst, lähmt aber 
jegliche Aktivität. Das Aufgeben jedes 
Versuchs, sich eine Änderung über- 
haupt noch vorstellen zu können bzw. 
aktiv an einer derartigen Veränderung 
mitzuwirken, ist die Folge. 

Die »Psychologists for Future« sprechen 
daher explizit davon, dass „psychologi- 
sche Mechanismen, die einer Verhal- 
tensänderung und politischem Handeln 
entgegenstehen, aufgedeckt, kommuni- 
ziert und überwunden werden (müs- 
sen). Dabei zeigen die Psycholog*in- 
nen auch einen Weg auf, der diesen 
Mechanismen entgegenwirkt und so 
Menschen von der Passivität in die 
Aktivität führen kann: Die empathische 
Kommunikation und kollektive Unter- 


stützung gegen das als überwältigend 
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erlebte Bedrohungs- und Angstpoten- 
tial. Dabei wird zu zeigen sein, dass dies 
ein notwendiger, aber nur ein erster 
Schritt in der Bewältigung der Angst vor 
der Krise ist. 

So kann die Erfahrung der Angst vor 
den langfristigen Auswirkungen der 
Krise auch als einer der vorrangigen 
Faktoren bestimmt werden, warum 
sich aktuell viele Menschen zu ver- 
schiedensten Formen der politischen 
Aktion gegen die menschengemachten 
klimatischen Veränderungen gedrängt 
sehen. Gedrängt werden die Schüler*in- 
nen von der Angst vor dem, wasin der 
Zukunft liegt. 

Die Schüler*innen, Forscher*innen, 
Student*innen, Arbeiter*innen, ... - »for 
Future« finden sich unter anderem 
deswegen zusammen, weil sie die- 

se Verunsicherung teilen: Was wird 

in Zukunft passieren und wie wird 
unsere Zukunft aussehen? Welche 
Veränderungen des Klimas, der Natur 
und damit der menschlichen Lebens- 
grundlage sind zu erwarten? Angst 
funktioniert so als Faktor Menschen 
zusammenzubringen: Viele Menschen 
teilen dieselben Emotionen, sie teilen 
diese Angst und Unsicherheit über ihre 
Zukunft und sprechen miteinander 
darüber; sie sprechen über die Furcht 
und darüber, wie sie zusammen etwas 


dagegen unternehmen können. Auf 
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dieser gemeinsamen Grundlage finden 
sie sich in sozialen Gruppen zusammen 
und organisieren sich und gemeinsame 
Aktionen. Dies ist eine Besonderheit 
dieser „Klima-Angst“: Sie darf offen 
ausgesprochen werden, da viele andere 
Menschen ähnlich fühlen und auch 
Angst haben und dies offen artikulieren. 
Man kann diese Angst sich selbst und 
anderen gegenüber offen zugeben und 
hat in diesem Fall die Möglichkeit, über 
die Angst zu sprechen, um sich gegen- 
seitig zumindest das Gefühl geben zu 
können, mit der Bewältigung der Angst 
nicht allein zu sein. 

Doch warum ist das überhaupt etwas 
Besonderes? Angst ist etwas, über 

das ansonsten nicht gerne öffentlich 
gesprochen wird. So merken beispiels- 
weise Schüler*innen in der Schule sehr 
schnell, dass Angst etwas ist, von dem 
sie nicht allzu offen reden sollten, denn 
darauf folgt meist die Markierung als 
„Schwächling“ oder „Loser“. Das zeigt, 
dass Angst zumeist mit Schwäche in 
Verbindung gebracht wird. Wer Angst 
vor der nächsten Klausur hat, der 

muss wohl nicht genug gelernt haben 
oder sonst einfach ‚zu doof‘ sein; es 
scheint also ein Zeichen individueller 
Schwäche zu sein, Angst zu haben. 
Daraus wird sehr schnell gelernt, nicht 
öffentlich darüber zu reden, sondern 


besser zu versuchen, allein damit klar- 





zukommen. 

In der Schule geht es nicht darum, dass 
alle Schüler*innen gemeinsam etwas 
lernen und daran Spaß haben. Es geht 
darum, am Ende des (Halb-) Jahres 
möglichst niedrige Zahlen auf einem 
Blatt Papier zu haben. Es geht also um 
Leistung, deren Erfolg auf einem Zeug- 
nis ausgedrückt wird. 

Über der Schulzeit steht die Sorge, sich 
seinen Lebensunterhalt jenseits des 
Elternhauses nicht ausreichend sichern 
zu können. Bereits in der Schule, und 
dann in Ausbildung oder Studium, sind 
die Sorgen von morgen zu spüren und 
ständig präsent. Es ist dieser bedroh- 
liche Vorschein der Zukunft, der die 
eigene Gegenwart beeinflusst. Es ist die 
Angst es nicht zu schaffen, die Angst 

in diesem Wettkampf zu scheitern und 
zu den „Verlier*innen“ zu gehören, die 
kein (sogenanntes) ‚sorgenfreies‘ Leben 
haben. Diese Angst treibt einen - be- 
wusst oder unbewusst - ständig in der 
Schule um und an. Dabei gibt es keinen 
Platz für Schwäche und damit auch 
keinen Platz dafür, über seine Ängste 
vor der Klausur, dem Zeugnis und der 
eigenen Zukunft offen zu sprechen. 
Dies schafft eine Umgebung, in der ge- 
meinsames Lernen kaum möglich ist, 
weil so Formen von gemeinsamer Lern- 
aktivität und solidarischem Handeln ad 
absurdum geführt werden. Jede und je- 
der muss es allein schaffen. Die Schule 
ist hier ein Ausblick darauf, was uns im 
späteren Leben erwartet: Alle für sich 
und gegen den Rest in der Konkurrenz. 
Zuerst um die besten Noten, dann um 
den höheren Lohn. 

Die Angst zeigt sich nicht zuletzt an den 
anhaltend hohen Zahlen an Diagnosen 


von Depressionen bei Schüler*innen]2]. 


Dass diese Zahlen später unter herr- 
schenden Zuständen nicht geringer 
werden, lässt sich anhand der zuneh- 
menden psychischen Erkrankungen, 
wie eben Depressionen oder dem 
Burnout-Syndrom bei Arbeitenden, 
erkennen[3]. Es scheint so zu sein, dass 
dieser permanente Druck, den die Angst 
vor Verlust des Einkommens oder vor 
steigenden Mieten in einem erzeugt, 
auch nach der Schule fortbesteht. 

Ein Merkmal von Angst ist also, dass 
sie Menschen vereinzelt. Man lernt 
sehr schnell, selbst für sich und seine 
Ängste, sowie ihre Bekämpfung verant- 
wortlich zu sein. Gerade die Diagnose 
einer Krankheit verdeutlicht dies: Etwas 
stimmt mit der Person nicht, sie ‚funk- 
tioniert‘ nicht richtig und darum muss 
die Person etwas an sich verändern, an 
sich arbeiten. Das beinhaltet auch, dass 
die Angst, sowie ihre Grundlagen und 
damit die Möglichkeiten ihrer Bekämp- 
fung, zumeist in den Personen selbst 
verortet werden. 

Kommen wir an dieser Stelle noch ein- 
mal auf den Anfang des Textes zurück 
und erinnern uns vor allem an die psy- 
chische Abwehr, die als Leugnung von 
Krisen auftritt. Die Leugnung wurde 
psychologisch damit begründet, dass 
die Krise so überwältigend ist, dass die 
einzelne Person damit nicht zurecht- 
kommt. Dies ist als Folge von Vereinze- 
lung zu verstehen, die als Schwächung 
und Überforderung der Person deutlich 
wird. Wird dieser Vereinzelung nun 
mit einer gemeinsamen Erfahrung be- 
gegnet, bietet sich die Möglichkeit, die 
Auseinandersetzung mit der Angst zu- 
zulassen und so nicht auf die Abwehr- 
funktion der Leugnung zurückgreifen 


zu müssen. Erst dies eröffnet die Mög- 
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lichkeit einer politischen Aktivität, die 
auf der kollektiven Auseinandersetzung 
mit der Angst beruht. 

Wie kommt es nun, dass so viele 
Menschen zugleich dieselbe Angst 
teilen und sich diese eingestehen und 
offen zugeben? Das massive zeitgleiche 
Aufkommen und die kollektive Kom- 
munikation dieser Angst zeigt, dass 
ihre Grundlage nicht in den einzelnen 
Personen zu suchen bzw. zu finden ist, 
sondern viel eher in etwas Anderem, in 
dem diese Personen sich gemeinsam 
bewegen: In der Gesellschaft und der 
Art und Weise, wie diese aktuell einge- 
richtet ist und sich dabei eben auch auf 
die Beteiligten auswirkt. Es geht um die 
aktuelle Weise wie Menschen zusam- 
menleben und ihre Art mit Arbeit Dinge 
ihres täglichen (Über-)Lebens zu pro- 
duzieren. So können wir erkennen, dass 
diese Angst eben nicht im Scheitern 
der Einzelnen begründet liegt, sondern 
individueller Ausdruck gesellschaft- 
licher Probleme ist. Ausdruck einer 
Problematik, die in der Gesellschaft 
und ihrer Produktionsweise liegt. [mehr 
dazu im Beitrag „Arbeit. Klimaschutz. 
Konkurrenz“] 

Wenn wir diese Erkenntnis im Kopf 
behalten, können wir noch einmal auf 
die Unsicherheiten und Ängste in der 
Schule zurückkommen: Es ist die Angst 
vor der Zukunft und vor dem, was dort 
kommt und einen erwartet. Es ist die 
Unsicherheit, wie gut oder schlecht 
diese Zukunft für einen selbst aussehen 
kann. Es ist die Ahnung davon, dass 
diese Zukunft nicht gut werden muss, 
dass die aktuelle Einrichtung der Welt 
nur für Wenige eine gute Zukunft bereit 
hält. Diese Angst ist als ‚Zukunftsangst‘ 


zu benennen. 


‚zukunftsängste‘ gibt es in verschiede- 
nen Formen: Zum Beispiel die Angst, 
seine Arbeit an einen Roboter zu ver- 
lieren. Man hat Angst davor, weil man 
sich aktuell nur mit einer gut bezahlten 
Arbeit gute Lebensumstände leisten 
kann und nicht voller Sorge dem Mo- 
natsende entgegenblicken muss. Auch 
das ist eine Art von ‚Zukunftsangst‘. 
[mehr dazu im Beitrag „Klassenfrage 
Klimawandel“) 

Auch die Angst vor den Auswirkungen 
der Klimakrise ist eine Zukunftsangst, 
allerdings in einer besonderen Form: Es 
ist nicht (nur) die Angst vor der eigenen 
Zukunft, sondern es ist die Angst um 
Zukunft überhaupt. Es ist die Angst da- 
vor, dass es weder eine gute noch eine 
schlechte Zukunft für sich und Andere 
geben wird. Dies ist das Neue und das 
Besondere. 

Die Angst um die eigene Zukunft, die 
hier am Beispiel der Schule aufgezeigt 
wurde, gehört für viele Menschen zum 
Alltag. Häufig wird behauptet, man 
müsse damit umgehen, sie sei immer 
schon da gewesen und es sei nun ein- 
mal so, dass diejenigen, die am besten 
damit umgehen können, am Ende auch 
am besten leben werden. 

Doch was ist das für eine Gesellschaft, 
in der die Angst um die eigene Zukunft 
zum Alltag gehört? Keine Gute! Keine, 
an der wir festhalten sollten. Sondern 
eine, die mit Blick auf einer guten Zu- 
kunft für Alle verändert werden muss. 
Deshalb kann es bei der Bekämpfung 
des Klimas der Angst und der Krise des 
Klimas nicht nur um diese allein gehen. 
Es kann nur der Ausgangspunkt dafür 
sein, eine Zukunft zu entwerfen, in der 
Angst die Grundlage entzogen wird. 


Die aktuellen politischen Aktivitäten 


zeigen dabei den Anfang eines Weges: 
Ängste werden offen ausgesprochen 
und Menschen finden sich kollektiv zu- 
sammen, um gegen diese Angst vorzu- 
gehen. Allerdings ist das nur ein erster 
Schritt. Die individuell erfahrene Angst 
kann nur bekämpft werden, wenn ihre 
Grundlagen gesucht, gefunden und ver- 
ändert werden. Nur gibt es ein Problem 
bei dieser Suche: Die Grundlagen der 
Angst liegen nicht eindeutig und offen 
vor - im Gegenteil: Es wird angenom- 
men, Angst sei ein individuelles Prob- 
lem der Ängstlichen. Es sei ihre Schwä- 
che und die Lösung läge allein bei 
ihnen. Aber: Angst ist kein individuelles 
Problem und ihre Lösung ist ebenfalls 
nicht auf einzelne Personen beschränkt. 
Die individuelle (Zukunfts-)Angst ist 
Ausdruck einer falschen Form von Ge- 
sellschaft. Die Untersuchung der Angst- 
grundlagen ist ein individueller und 
gemeinsamer Lern- und Erfahrungs- 
prozess. Individuell ist er, weil man sich 
seine eigenen Emotionen, Sorgen und 
Änsste vor der Zukunft zulassen und 
eingestehen muss, um sie aussprechen 
zu können. Ein gemeinsamer Prozess 
ist es, weil man nur kollektiv dagegen 
vorgehen kann, indem man die Verein- 
zelung der Angst bekämpft. Dies gelingt, 
indem man sich mit anderen Menschen 
gemeinsam organisiert und dabei über 
Angst gesellschaftlich und politisch 
aufklärt, ihre Grundlagen entschlüsselt 
und letztlich mit der Veränderung ihrer 
Grundlagen die Angst bekämpfen kann. 
Wir können den Anfang eines solchen 
Lern- und Erfahrungsprozesses aktuell 
beobachten und ihn als Beispiel nutzen. 
Dieser Prozess bietet sich zugleich 

an, Passivität in Aktivität zu überfüh- 


ren: In einem kollektiv-organisierten 
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politischen Prozess muss dafür die 
Möglichkeit der Veränderung aufge- 
zeigt werden: Es kann anders sein und 
wir können gemeinsam herausfinden, 
was sich wie verändern muss. Doch 
Kommunikation ist nicht ausreichend. 
Notwendig ist die tatsächliche Verän- 
derung der gesamtgesellschaftlichen 
Grundlagen. 

Dies ist ein Prozess, der grundsätz- 

lich alles in Frage stellen muss, um 
überhaupt erst die Grundlagen erken- 
nen und bekämpfen zu können. Die 
Voraussetzung dafür ist nicht mehr zu 
akzeptieren, dass die Welt so ist, wie 

sie scheinbar natürlich sein soll und 
angeblich immer schon war. Nicht zu 
akzeptieren, dass es in Schule, Univer- 
sität und Lohnarbeit nur darum geht, 
sich bestmöglich im Sinne Darwins 
„Survival of the Fittest“ anzupassen und 
im ewig drehenden Hamsterrad mitzu- 
laufen, um seine eigenen Schäfchen ins 
Trockene zu kriegen. Es geht darum, 
aus dieser Nicht-Akzeptanz eine eigene 
neue Geschichte zu schreiben. Das Ziel 
ist klar: Eine Welt ohne Angst. 

»Fridays for Future« stellt fest: „Wir 
sind die erste Generation, die die Folgen 
der Klimakatastrophe erfahren muss“ 
[4] - Das ist leider nicht ganz richtig. 
Die Auswirkungen werden andernorts 
bereits deutlich länger und deutlich 
schlimmer erfahren [mehr dazu im 
Beitrag: „Wer zuerst unter den Folgen 
des Klimawandels leidet und warum“. 
Diese Aussage zeigt allerdings, dass es 
an einem aktuell dringend mangelt: Es 
fehlen Solidarität und Empathie, die ge- 
nauso global sind, wie es die Klimakrise 
und die Angst vor der Zukunft sind. Es 
ist die Vereinzelung der Menschen in 


der Konkurrenzgesellschaft, die an die 


Einzelnen die Anforderung stellt, für 
sich selbst verantwortlich zu sein und 
sich ständig um die eigene Zukunft zu 
sorgen. Das verhindert Solidarität, denn 
diese kann nicht entstehen, wo es nur 
um den eigenen Vorteil geht. Und zu- 
gleich ist Solidarität unumgänglich, um 
sich einer derart globalen und sozialen 
Krise entgegenzustellen, wie der Klima- 
wandel eine ist. Denn hier wird zugleich 
die Krise der einzelnen Menschen deut- 
lich: Krisenerfahrungen, wie sie z.B. 

die Klima- oder aber finanzielle Krisen 
darstellen, sind mit Überwältigung und 
Überforderung verbunden, die zu psy- 
chischen Reaktionen führen können, 
die die Situation falsch darstellen und 
Aktivität verhindern, indem sie Men- 
schen lähmen. 

Es braucht Empathie von Alt und Jung 
und Solidarität mit den Generationen 
und Regionen dieser Welt, die schon 
längst und drastisch die Klimakatas- 
trophe und katastrophale Zustände 
erfahren: Hunger, Dürre, Gewalt. 

Lasst uns die Generation sein, die die 
Grundlagen von Naturzerstörung und 
Angst bekämpft und die kompromisslos 
für eine Zukunft für Alle und damit für 
eine Welt ohne Angst einsteht. 

„Eine Zukunft für Alle“ - das ist eine der 
zentralen Forderungen von »Fridays for 
Future«. Eine Zukunft für Alle gibt es 
nurin einer Welt, in der Niemand mehr 
Angst haben braucht: Keine Angst vor 
der Zukunft, keine Angst vor Hunger, 
keine Angst vor Krieg, keine Angst da- 
vor fliehen zu müssen und der Durch- 
querung von Sahara und Mittelmeer. 
Dies wäre eine Welt, in der der Angst 


ihrer Grundlage beraubt ist. 


QUELLEN 


[1]: Stellungnahme der »Psychologists for Future« 
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